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Editorial 

Ohne nennenswerten Widerstand von 
Behinderten hat Minister Blüm seine 
„Reform“ des Gesundheitswesens in 
die pariamentarische Debatte einge- 
bracht. VdK und Reichsbund haben 
zwar ein wenig moniert, sie sind aber 
viel zu sehr mit den Staatsträgern ver- 
flochten, als daB sie noch wirksam die 
Interessen Behinderter vertreten wür- 
den. Die BAG Hilfe für Behinderte hat 
sehr fundiert den Gesetzesentwurf kriti- 
siert, aber viel zu spät. Alle anderen Be- 
hindertenverbände haben wenn über- 
haupt lediglich um ihre Spezialinteres- 
sen, etwa die Finanzierrung von Hörhil- 
fen, gekämpft. Es gibt keine starke Be- 
troffenen Vertretung (Lobby) Behinder- 
ter in Bonn, und die großen Verbände 
sind zu einer schlagkräftigen Zusam- 
menarbeit nicht fähig. 

Krankenversi- 
cherungs- und Steuerreform werden 
uns also in Zukunft noch mehr Geld aus 
der Tasche ziehen. Eine Verbesserung 
der Situation fü r Pflegebedü rftige ist auf 
Jahre hinaus wirksam verzögert. Bis 
1991 gibt es lediglich Erholungsurlaub 
fürPflegendeunddanachnichtmehrals 
einen Anreiz zur Selbstausbeutung für 
Familienangehörige. Das ist noch 
schlechter als in der vergangenen 
,,randschau"-Ausgabe angenommen. 

DIE GRÜNEN haben zwar ihr Pflegege- 
setz als Alternative wieder in den Bun- 
destag eingebracht, aber natürlich ohne 
Chance. Die nächste Verschlechterung 
für Behinderte wird gerade geplant. Die 
Bestimmungen zu einer Novelle des 
Heimgesetzes liegen vor. Eine erste Be- 
trachtung bietetdie randschau auf Stiie 

. Viel schlimmer als diese offensichtli- 
chen politischen Vorhaben jedoch ist, 
was sich da an Behindertenfeindlichkeit 
in der Volksseele zusammenbraut und 
immer höher kocht. S iehe dazu den Arti- 
kel aus der Lebenshilfe Zeitung in dieser 
Ausgabe. Schon seit vielen Jahren war- 
nen die Mitwirkenden in den autonomen 
Gruppen Behinderter vor der zuneh- 
menden Beurteilung Behinderten Le- 
bens als unwert. Dennoch feiern 
Human-Genetik, „Sterbehilfe“, 
Zwangssterilisation und Gentechnolo- 
gie weitere Anerkennungund Unterstüt- 
zung in der Bevölkerung. Die Masse der 
Betroffenen dämmert weiter vor sich 
hin. Einige wenige Erfolge sind zu ver- 
melden. 
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Dazu gehört die tolle Veranstal- 
tung gegen die,,Deutsche Gesellschaft 
dür Humanes Sterben“ während der 
REHAB-Eröffnung 1988. Der Appell ge- 
gen ein neues Sterilisationsgesetz wird 
zwar unterstützt, aber immer noch nicht 
ausreichend. (Bisher 2.000 Unterschrif- 
ten). Wir drucken ihn deshalb auf der 
letzten Seite dieser Ausgabe nochmals 
ab. Fotokopiert ihn und erstellt Unter- 
schriftenlisten. Selbst dann wenn Euch 
EinzelheitendesAppells nicht Zusagen. 
Ein Appell kann nie vollständig die Mei- 
nung der Unterstützenden treffen und 
soll nur eine Form des Widerstandes 
sein. Rücksendefrist bis zum Ende Juni 
1988. 

Auch Resolutionen sind eine gute 
Idee. So wurde uns die folgende Resolu- 
tion zugeschickt: „In Erinnerung an die 
aus derzeit on 1933 1945 bekannten 
antihumanen und verbrecherischen 
Maßnahmen im Zusammenhang mit 
dem Gesetz zur Verhütung erbkran- 
ken Nachwuchses und in Kenntnis der 
heutigen Lebenssituation behinderter 
Menschen undderVersuche, dieSterili- 
sation sog. einwilligungsunfähiger gei- 
stig behinderter Menschen ohne deren 
Einwilligung zu legitimieren, unterstützt 
der Fachbereichsrat des Fachbereichs 
Sozialarbeit der Fachhochschule 
Frankfurt a.M. den Appell Kein neues 
Sterlllsatfonsgesetz in der Bundesre- 
publik ... Frankfurt a.M. den 26. April 
1988. 

Über den weiteren Verlauf dieser 
Aktion werden wir berichten, — wenn 
wir überhaupt noch berichten können. 
Die finanzielle Lage ,,der randschau" 
wird immer bedrohliche. Wir brauchen 
Solidarität. Ihr könnt uns helfen, indem 
ihr abonniert, AbonnentlNNen werbt, 
Zeitungen für den Handverkauf anfor- 
dert und für uns Inserate vermittelt. Die- 
jenigen, die schon abonniert haben, 
werden aufgefordert ihr Abo zu bezah- 
len, auch im voraus. Immerhin ist „die 
randschau“ das einzige unabhängige 
und überregional wirksame Blatt der 
emanzipatorischen Behindertenbewe- 
gung. 
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Reisemobile für Roilstuhl- 
fahrerlnnen 
Der Entwicklung rollstuhlgerechter Rei- 
semobile hat sich . ein Mitglied der 
Selbsthilfegruppe StIB e.V. aus Erlan- 
gen verschrieben. Anstoß zur Idee gab 
die große Nachfrage, die das rollstuhl- 
gerechte Wohnmobil erfuhr, welches 
die StIB e.V. entwickelt hat. Dieses 
Fahrzeug, ein Daimler Benz 309 D mit 
Campingaufbau und vielen Sonderaus- 
stattungen, ist sowohl für Rollstuhlfah- 
rerinnen, die selbst Auto fahren, wie für 
pflegebedürftige Personen geeignet. 
Seit März 1987 kann es von behinderten 
Bürgerinnen aus Erlangen und Umge- 
bung kostengünstig angemietet wer- 
den. — Kaum verwunderlich, daß es im 
ersten Betriebsjatir schon 35.000 Kilo- 
meter kreuz und quer durch Europa zu- 
rückgelegt hat. Aufgrund dieses großen 
Erfolges hat der maßgebliche Konstruk- 
teur des ErlangerWohnmobils seine Er- 
fahrungen genutzt, um kleinere roll- 
stuhlgerechte Reisemobile zu ent- 
wickeln, die auch für Privatpersonen fi- 
nanzierbar sind. Als preisgünstige Lö- 
sungwurde bereits ein rollstuhlgerech- 
ter Innenausbaufüreinen Kastenwagen 
Peugoet J 5 fertiggestellt. Dieses Reise- 
mobil (für Rollstuhlfahrerinnen, die 
nicht selbst fahren, entworfen) hat Mo- 
dellcharakter und steht zur Ansicht zur 
Verfügung. Zur Innenausstattung zäh- 
len ein Bett für zwei Personen, Eßtisch, 
unterfahrbare Kochstelle, zugänglicher 
Duschraum mit Chemietoilette und 
Klappwaschbecken, Kühlschrank, 
drehbarer Beifahrersitz, Rollstuhlhalte- 
schienen und vieles mehr. Der Grundriß 
bietet einen Rollstuhldrehkreis von 140 
cm Durchmesser, so daß auch fü r einen 
Elektrorollstuhl Platz vorhanden ist. 

Durch seine relativ geringen Ausmaße 
ist dieser Wagen auch im Alltag flexibel 
einsetzbar. Mit Hilfe eines Hochdach- 
aufsatzes können zwei weitere Schlaf- 
plätze für Mitreisende entstehen. Als 
Basisfahrzeuge für Selbstfahrerinnen 
dienen verschiedene Wagentypen, die 
mit Servolenkung und Automatikgetrie- 
be lieferbar sind, z.B. DB 207 D Kasten- 
wagen oder Iveco-Daily. Sie können mit 
einer Hebebühne (Tragkraft 200 kg) 
ausgerüstet werden. Inzwischen stehen 
auch für Selbstfahrerinnen mehrere 
Ausbaukonzepte zur Auswahl. D ie groß- 
zügigste, aber auch teuerste Variante 
stellt hier der Daimler Benz mit Campin- 
gaufbau dar, der auf Wunsch mit elek- 
trisch verstellbarem Bett, höhenver- 
stellbarem Duschsitz, Klima- und Solar- 
anlage ausgestattet werden kann. Die 
vorhandenen Grundrisse und Innen- 
ausbauten können jederzeit verändert 
werden. Denn erfahrungsgemäß erfor- 
dern die Bedürfnisse Behinderter oh in- 

dividuelle Lösungen. Deshalb erarbei- 
tet der Konstrukteur, selbst Rollstuhl- 
fahrer, im persönlichen Gespräch mit 
den Interessenten einen Ausbauplan, 
der auf die speziellen Wünsche zuge- 
schnitten ist. Der Ausbau wird von ei- 
nem Hersteller als Einzelanfertigung 

Sozialamt muß zahlen! 

U nabhängiges Rechtsgutachten bestä- 
tigt Anspruch geistig Behinderter 
Der Marburger,.Verein zur Förderung 
der Integration Behinderter" (FIB e.V.) 
bietet geistig Behinderten die Möglich- 
keit zum selbständigen Wohnen an. Die 
geistig Behinderten können—wie jeder 
andere Mensch auch— ihre Wohnform 
selber wählen und werden von den Mit- 
arbeitern des Vereins je nach Bedarf un- 
terstützt. Diese ambulante Betreuung 
ermöglicht die Teilnahme am geseell- 
schaftlichen Leben und verhindert so 
dieGhettoisierung inspeziellen Heimen 
und Anstalten. 
Seit 1983 versucht der Verein vergeb- 
lich, eine Finanzierung dieses Wohn- 
projektes zu erreichen. Da die Zustän- 
digkeit zwischen überörtlichem Sozial- 
h ilfeträger (Landeswoh Ifahrtsverband 
Hessen) und örtlichen Sozialhilfeträger 
(Stadt Marburg und Landkreis Marburg- 
Biedenkopf) nicht geklärt wurde und da- 
her auch keine Finanzierung erfolgte, 
ließ der Verein ein unabhängiges 
Rechtsgutachten von Prof.Dr. Lutz 
Krahmer, Fachhochschule Düsseldorf, 
erstellen. 
Aus diesem Gutachten gehthenror, daß 
geistig Behinderte laut Bundessozialhil- 
fegesetz (BSHG) einen rechtlichen An- 
spruch auf fachlich qualifizierte Leistun- 
gen zur Integration in das Gemein- 
schaftsleben haben, wie sie der FIB in 

d u rch gefü hrt. Den noch kommt ei ne roll- 
stuhlgerechte Innengestaltung keines- 
wegs teurer als ein Campingausbau 
herkömmlicher Art. Interessenten wen- 
den sich bitte an: Wolfgang Uhl, Bis- 
marckstr.23, 8520 Erlangen, Tel. 
09131/28539 

seinem Wohnprojekt anbietet. Das örtli- 
che Sozialamt ist bei bestehendem Be- 
treuungsbedarf und ungeklärter Finan- 
zierung zur vollen vorläufigen Leistung 
verpflichtet. Dabei darf eine Kosteno- 
bergrenze nicht willkürlich festgelegt 
werden, weil das BSHG ausdrücklich 
ambulanten Hilfen den Vorrang vor ei- 
ner Unterbringung in Heimen und An- 
stalten gibt. 
Zwischenzeitlich hatte sich das Marbur- 
ger Sozialamt in einigen Fällen zu einer 
Teilfinanzierung bereit erklärt und den 
Betroffenen entsprechende Bescheide 
zugestellt. Diese wurden kurzeZeit spä- 
ter wieder zurückgezogen. In skandalö- 
ser Weise werden die Bedürfnisse und 
Ansprüche geistig behinderter Men- 
schen in dieser Stadt ignoriert. Die Be- 
troffenen und der FIB fordern das Sozia- 
lamt auf, endlich seine rechtlichen Ver- 
pflichtungen in vollem Umfang und in al- 
len Fällen nachzukommen. Dieses will- 
kürliche Vorgehen muß ein Ende haben! 

KLEINANZEIGE 

M ichael Hemm sucht im Rahmen seiner 
Diplomarbeit und zum Aufbau einer 
Freizeitgruppe von Behinderten und 
Nichtbehinderten Erfahrungsberichte 
aus Clubs und Freizeitarbeit von Behin- 
derten und Nichtbehinderten. Er bittet 
um Informationsmaterial: Michael 
Hemm, Hirtenstr. 12,8605 Dörfleins. 
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Mallorca, behinderten- und rollstuhlge- 
recht. Ferlenhaus/Wohnungen frei. 
Tel.0251/792432 

Kleinanzeigen 

Wochenendhaus zu verkaufen Gut er- 
reichbares, ruhiges, rollstuhlgerechtes 
Wochenendhaus zu verkaufen. Stich- 
punkte; Gesamtfläche 31 qm, Grund- 
stück748qm, im Bröltal, Spezialküche, 
Zentralheizung, Isolierverglasung, Alu- 
miniumfenster, Rundum-Isolierung, 
Eckgrundstück, Bachlauf, ruhige Lage, 
in nächster Nähe Nachbarn, die dort 
ständig wohnen, überdachte Terasse, 
Autostellplatz am Haus, alle Einkaufs- 
möglichkeiten in der Nähe. Preis: 
39.000 DM. Wolfgang Keßler, Zum Bröl- 
bach 2, 5207 Ruppichteroth 3, 
Tel.02295/1611, ab20.00 Uhr 

Balneario de Fortuna (Murcia — Spa- 
nien) 
Ferienhaus mit Selbstverpflegung für 
Behinderte und Nichtbehinderte, auch 
für Rollstuhlfahrer — für Einzelperso- 
nen, Familien und Gruppen. Thermal- 
bad im Freien mit 36Grad C Wassertem- 
peratur — Lufttemperatur im Sommer 
bis zu 40 Grad C, im Winter 25 — 30 
Grad C. Umgebung ist mit Rollstuhl gut 
befahrbar. Nächste Einkaufmöglichkeit 
3 km entfernt. 6 Schlafmöglichkeiten (2 
Schlafzimmer), 1 Studio mit 3 Schlaf- 
möglichkeiten, 1 Behindertenbad, ge- 
räumiges Wohnzimmer, Küche. Preis 
für zwei Personen 250,— DM pro Wo- 
che incl. Strom, Wasser und Bettwä- 
sche. Bei jeder weiteren Person DM 
10,— pro Tag Aufschlag. Gruppen über 
7 Personen bis max. 9 erhaiten Sonder- 
preis. Bilder, Video-Cassette und weite- 
re Auskünfte üben Gudrun Buchholz, 
Girondelle 94,4630 Bochum 1, Telefon 
(0234)382752. 

arbeltsgemelh*ctia(l  
Boziatpolltlscher arbaltskrala« skrala«   

9jU€B, 
fm/ bundeagas< bundeagaschiiltsstalle 

kinlarstrae« t, 8000 München 90 
telafon (089) 691 78 21 
pottKhKk 20S47a08, BiZ 700 100 SO 

KONTAKTE 

Klar, Hilfe brauche ich (33,m, Rollstuhl- 
fahrer) auch, trotz aller Ansprüche des 
selbstbestimmten Lebens. Aber haupt- 
sächlich suche ich nach ner Frau, mit 
der es einfach schön ist, zusammenzu- 
leben. Rüdiger Hoyer, Eidinghausener 
Str. 115, 4970 Bad Oeynhausen, Tel. 
05731/52363. 

Arbeit 

Uwe Frehse Dipl. Sozialpädagoge mit 
eigenen behinderungsspezifischen Er- 
fahrungen, suchtAnstellung in leitender 
Position. 
Bereiche: Soziale Rehabilitation, sozial- 
politische Arbeit, Erwachsenen Bil- 
dungsarbeit. Berufspraktische Erfah- 
rung in der Pfennigparade in München, 
de r Verein lg ung I ntegrations Förderu ng 
(VIF)und verschiedenen „Center for In- 
dependent Living“ in den U.S.A.. Tel. 
089-502 3352 

Unsere neue Anschrift: 

Adlaureiterstr. 23 
8000 München 2 
Tel. 089/77 40 77 

Demonstration 

Der SPONTANZUSAMMENSCHLUSS 
„ MOBILITÄT FÜR BEHINDERTE“ er- 
greift die Initiative und ruft zum gemein- 
samen lautstarken Protest gegen das 
geplante „GESUNDHEITSREFORM- 
GESETZ“ der Bundesregierung auf. 
MIT DIESEM GESETZ KOMMEN AUF 
ALLE, DIE HÄUFIG ODER STÄNDIG 
AUF LEISTUNGEN DER KRANKEN- 
KASSEN ANGEWIESEN SIND — BE- 

4- 

SONDERS AUF DIE ALTEN, BEHIN- 
DERTEN UND CHRONISCH KRAN- 
KEN — ENORME VERSCHLECHTE- 
RUNGEN ZU! 
Der SPONTANZUSAMMENSCHLUSS 
„MOBILITÄT FÜR BEHINDERTE“ hat 
bereits eine erste Protestaktion am 
10.Mai auf dem Kurfürstendamm durch- 
geführt. 
Als nächster Schritt soll eine grosse 
Informations- und Protestveranstaltung 
gemeinsam mit allen interessierten 
Gruppen, Verbänden usw. vorbereitet 

werden. Diese Veranstaltung soll noch 
vor den grossen Ferien stattfinden. 
Die Protestaktionen sollen im Herbst, 
wenn die Lesungen zu dem Gesetz im 
Bundestag stattfinden, fortgesetzt wer- 
den. 
PROTESTIEREN WIR GEMEINSAM 
GEGEN DAS BLÜMSCHE ,,GESUND- 
HEITSREFORMGESETZ“! 
SPONTANZUSAMMENSCHLUSS 
, .MOBILITÄT FÜR BEHINDERTE“ 
Kontakt: MARTIN MARQUARD TEL: 
030/786 51 08 
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Alternativer Werkstät- 

tentag als Forum behin- 

derter Menschen 

ln der Bundesrepublik Deutschland gibt 
es derzeit 350 anerkannte Werkstätten 
für Behinderte (WfB) mit ca. 90.000 Ar- 
beitsplätzen. Aufgrund der gegenwärti- 
gen Arbeitsmarktsituatioo werden Men- 
schen mit Behinderungen zunehmend 
a uf den „Son derarbeitsmarkt WfB “ ab- 
gedrängt. Sie werden wegen einer Be- 
hinderung aus demArbeitsleben ausge- 
gliedert oder können keinen Arbeitsp- 
latz finden, weii viele Arbeitgeber ihrer 
Beschäftigungspflicht nicht nachkom- 
men. 
Um den unmittelbar Betroffenen die 
Möglichkeit zu geben, sich mit dieser für 
sie unbefriedigenden Situation ausein- 
anderzusetzen, lädt der Bundesver- 
band fü r spastisch Gelähmte und ande- 
re Körperbeh I nderte e. V. vom 18. bis 20. 
November 1986 zu einem ALTERNATI- 
VEN WERKSTÄTTENTAG in das Ju- 
gendgästehaus Riehl in Köln ein. Im Ge- 
gensatz zu den offiziellen Werkstätten- 
tagen wendet sich diese Veranstaltung 
in erster Linie an behinderte Werkstatt- 
mitarbeiter, behinderte Menschen ohne 
Arbeit und in Selbsthilfefirmen beschäf- 
tigte Menschen mit Behinderungen. 
Darüber hinaus sind auch Vertreter von 
Berufsgruppen wie z.B. Werkstatt- und 
Kostenträger, Arbeitsverwaltung und 
Fürsorgestellen angesprochen, die In 
der Praxis mit den beim Alternativen 
Werkstättentag zu behandelnden Pro- 
blemen konfrontiert sind. 
Themensc hwerpun kte des Alternativen 
Werkstättentagessind u.a.: 
— Fragen und Probleme, die behinder- 

te WfB-Mitarbeiter betreffen (z.B. Ar- 
beltsrecht, Mitbestimmung; Interes- 
senvertretung, Entlohnung, soziale 
Stellung, gewerkschaftlicher 
Schutz, Selbstorganisation) 

— Alternativen zur Werkstatt fü r Behin- 
derte (z.B. Selbsthilfe firmen, Sozial- 
betriebe, freier Arbeitsmarkt, neue 
Arbeitsfelder, Erwerbslosigkeit) 

— Spezielle Problemfelder der berufli- 
chen Eingliederung Schwerbehin- 
derter(z.B. Berufsberatung, Schwer- 
behinderten gesetz, Ausgleichsab- 
gabe). 

Damit die behinderten Teilnehmer am 
Alternativen Werkstättentag Ihre Anlie- 
gen an Ort und Stelle mit kompetenten 
Gesprächspartnern diskutieren kön- 
nen, hat der Bundesverband Vertreter 
der politischen und fachlichen Öffent- 
lichkeit (z.B. sozialpolitische Sprecher 
der Parteien, Vertreter von Gewerk- 
schaften und Arbeitgeberverbänden) 
eingeladen. 

Das Programm und weitere Informatio- 
nen können beim Bundesverband für 
spastisch Gelähmte und anderer Kör- 
perbehinderte, Postfach 8132, 4000 
Düsseldorf 1, angefordert werden. 

Stiftung 

"Hilfe zur Selbsthilfe" 

Die Deutsche Bank AG hat eine eige- 
ne Stiftung gegründet. Folgende drei 
Schwerpunkte sollen unter dem Mot- 
to "Hilfe zur Selbsthilfe" gefördert wer- 
den: 

- Hilfen für besonders benachteiligte 
oder behinderte beschäftigungslose 
Jugendliche 
- Hilfen für behinderte Menschen und 
ihre Angehörigen durch Förderung fa- 
milienentlastender Dienste 
- Hilfen für psychisch Kranke, ältere 
Menschen, vor allem für Einrichtun- 
gen, die dazu dienen, gemeindenahe, 
stationäre, tellstatlonäre und ambulan- 
te Dienste ins Leben zu rufen. 
Ein Merkblatt der Stiftung Ist erhält- 
lich: 
Stiftung "Hilfe zur Selbsthilfe" 
Taunusanlage 12 
6000 Frankfurt/M. 1 

... mtt dwi Kmittl tthamn 

... vom Rand schauen 

... über den Rand schauen 

die randsthau abonnieren 

ACHTUNG! Für jeden neu geworbenen Abonnen- 
ten gibts ab sofort eines der unten angegebenen Bü- 

cher als Geschenk! (Bitte Titel angeben) 
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Behinderte in Nicaragua 

Im Frühjahr dieses Jahres unternahmen Nati Radtke, Andreas Jürgens, Udo 
Slerck und Lothar Sandfort eine Informationsreise zu Behinderten Selbsthllfe- 
Initiatlven nach Nicaragua und Cuba. Begleitet wurden sie von Gaby Küppers 
als Dolmetscherin. Diese Reise soll die Internationalen Kontakte bundesdeut-' 
scher Behindertenbewegter verstärken. Andreas hat den nachfolgenden Be- 
richtzurShuatlonlnNicaragua geschrieben. EinBerichtüberCuba wird folgen. 

19. Juli 1979: Auf den Straßen und Plät- 
zen in Managua, der Hauptstadt Nicara- 
guas, feiern die Menschen begeistert 
den S ieg der Revolution. D ie G uerilleros 
der Sandinistischen Nationalen Befrei- 
ungsfront (FSLN) haben Managua ais 
letzte Stadt von der Guardia Nacionai, 
der Garde des Diktators Somoza, be- 
freit. Der Bu nker Somozas—d ieser hat- 
te schon zwei Tage vorher das Land er- 
lassen — ist gestürmt, und somit ist der 
40 Jahre dauernden Schreckensherr- 
schaft des Somoza-Clans endgültig ein 
Ende bereitet. Ein ganzes Voik hatte 
sich gegen den Diktator erhoben und 
beschlossen, die Zukunft in die eigenen 
Hände zu nehmen. Der übel über den 
endlich erreichten Sieg kennt keine 
Grenzen. 
Einen Tag später beginnt mit einer 
Großkundgebung auf dem Platz der Re- 
volution zwischen der vom Erdbeben 
1972 stark beschädigten alten Kathe- 
drale Managuas und dem Palacio Na- 
cionai die Zeit des nun befreiten Nicara- 
gua. Comandante Tornas Borge, der 
einzige Mitbegründer der FSLN, der 
den Kampfgegen das alte Regime über- 
lebte, sagt in seiner Eröffnungsrede: 
,,Wir haben den Krieg gegen des Somo- 

zismUS gewonnen, jetzt erwartetuns ein 
Krieg gegen die Unwissenheit, die 
Rückständigkeit, der Kampf um den 
Wiederaufbau unseres Landes...“ 26. 
Februar 1988: Achteinhalb Jahre später 
stehen wir in Managua auf eben diesem 
Platz der Revolution mitten in einer Soli- 
daritätskundgebung für die sandinisti- 
sche Regierung. Seit zwei Tagen sind 
wir in Nicaragua und bekommen durch 
diese Kundgebung einen ersten Ein- 
druck von der breiten Unterstützung, 
die die Befreiungsbewegung FSLN und 
die sandinistische Regierung nach wie 
vor in der Bevölkerung genießen. 
Hauptredner ist auch diesmal Tornas 
Borge, heute Innenminister, der eine er- 
st zwei Wochen alte Masßnahme der 
Regierung erklärt: Eine Währungsre- 
form mit einem festem Wechselkurs des 
neuen nicaraguanischen Cordoba ge- 
genüber dem amerikanischen Dollar 
und festgelegten Preisen für die mei- 
sten Waren und Dienstleistungen. Wir 
sind gemeinsam mit etwa 100 anderen 
Behinderten gekommen, Mitglieder der 
Organizacion de Revolucionarios Des- 
habilitados (Organisation der revolutio- 
nären Behinderten, O.R.D.). Von dieser 
Organisation hatten wir erstmals bei un- 

serem USA-Besuch im Juli 1986 erfah- 
ren, über eine Mitarbeiterin der Christli- 
chen Initiative Mittelamerika erhielten 
wir weitere Informationen (siehe rand- 
schau 1/87), und so entwickelte sich der 
W u nsch, die Situation in Nicaragu a ein- 
mal aus nächster Nähe kennenzuler- 
nen. Im Februar dieses Jahres war es 
dann soweit: Über Kuba flogen wir nach 
Managua, wo wir zwei Wochen lang Gä- 
ste der O.R.D. waren. Deren Sekretär 
für internationale Beziehungen, Freddy 
Trojes Jarquin, hatte für uns ein umfan- 
greiches Programm vorbereitet, mit 
Ausflügen in andere Städte des Landes 
und Gesprächen mit den dortigen Re- 
gionalgliederungen der O.R.D. sowie 
mit Ausflügen in die Umgebung Mana- 
guas. 

Die Ideologie der O.R.D. 

wir trafen bei der O.R.D. auf eine Orga- 
nisation, mit der Behinderte in ihrem Be- 
reich Umsätzen wollen, was die FSLN 
für die gesamte Gesellschaft anstrebt. 
Die Ziele der Revolution — Freiheit, 
Selbstbestimmung und nationaleUnab- 
hängigkeit — sind auch die Ziele der 
O.R.D. So wie das gesamte Volk mit 
dem Sieg der Revolution erstmals in der 
Geschichte Nicaraguas begonnen hat, 
seine Geschicke selbst zu bestimmen, 
unabhängig von der Bevormundung 
durch die USA und die nationale Dikta- 
toren, haben auch die Behinderten an- 
gefangen, sich zusammenzuschlieBen, 
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die eigene Situation aktiv zu gestalten 
und auf die eigene Kraft zu vertrauen. 
Die Initiative zur Gründung der Organi- 
sation ging dabei vor allem von ehemali- 
gen Kämpfern der FSLN aus, die im 
Kampf mit der Guardia Nacionai Somo- 
zas oder mit den von den U SA bezah iten 
Contra-Söldnem verietzt wurden. Quer- 
schnittgelähmte und Amputierte in Fol- 
ge des Krieges bilden auch heute noch 
den Kern der O.R.D., wobei alierdings 
versucht wird, auch ,,Ziviibehinderte" 
immer mehr einzubeziehen. 
Der heute 29jährige Freddy z.B. schloß 
sich 1975 als campesino der FSLN an 
und nahm seitdem am bewaffneten 
Kampf teil; kurz vor dem Sieg 1979 wur- 
de er durch einen RückenschuB verletzt 
und ist seitdem querschnittgelähmt. Als 
Lothar ihn fragt, bis wann er gekämpft 
hat, schaut Freddy überrascht und 
meint „Wieso bis wann? Ich kämpfe ja 
immernoch, mitanderen Mitteln und an 
anderer Stelle, aber das Ziel ist dassel- 
be.“ 
Den Freiheitskampf, den viele schon un- 
ter Somoza begannen, setzen sie heute 
in derO.R.D. fort. Fernando Lopez, der 
nationale Koordinator der O.R.D., be- 
schreibt die Situation sehr plastisch. Zu 
Zeiten der Diktatur Somozas gab es in- 
sbesondere für die Jugend des Landes 
keine Hoffnung auf ein besseres Leben, 
keine Perspektive, kaum Ausbildungs- 
möglichkeiten, dafür aber ständigen 
Terror der Guardia N acional. Heute wü r- 
detäglich soviel passieren, müßte soviel 
besprochen, diskutiert und organisiert 
werden, wie früher in einem ganzen 
Jahr nicht. Jeder könne sich wirklich an 
der gesellschaftlichen Entwicklung be- 
teiligen, diese mitbeeinflussen, das Le- 
ben sei interessant und spannend ge- 
worden. 
Die Aussonderung und Diskriminierung 
Behinderter, die Einstellungen der 
N ichtbeh i nderten, ä ndern sich natü dich 
nicht von heute auf morgen durch die 
Umwälzung der politischen Verhältnis- 
se. Diskriminierung durch andere Teile 
der Bevölkerung gibt es heute noch täg- 
lich, und die O.R.D. ist angetreten, die- 
sem „Erbe einer Unterentwicklung im 
Geiste" (Freddy) Paroli zu bieten. Sie 
empfindet sich als Bestandteil der so- 
zialen Entwicklung, die im Rahmen der 
Revolution gestaltet wird, ihre Arbeit als 
,,Mini-Revolution“ innerhalb des Ge- 
samtprojekts. So ist es klar, daß die 
O.R.D. nicht wie viele Behindertenbe- 
wegungen in anderen Ländern in Oppo- 
sition zur Regierung steht, sondern die- 
se unterstützt und z.B. in der intermini- 
steriellen Kommission für Rehabilita- 
tion mit ihr zusammenarbeitet. Dem ent- 
spricht auch die Beteiligung an der De- 
mo vom 26. Februar, an der wir teil neh- 
men konnten, und an der Großkundge- 

bung zum internationalen Frauentag 
am 8. März, bei der Daniel Ortega, der 
Präsident Nicaraguas, neben einer Ver- 
treterin des Frauenverbandes AMNLAE 
der Hauptredner war. 
Über Daniel Ortege wurde uns übrigens 
folgende Anekdote erzählt: In einer sei- 
ner Reden bezeichneteerdie Behinder- 
ten als „invalidos", einem im Spani- 
schen sehr gebräuchlichen Ausdruck 
für Behinderte, der allerdings wörtlich 
übersetzt ,,die Wertlosen“ heißt. Die 
O.R.D. beschwerte sich bei Ortega In ei- 
nem Brief über diesen Begriff, weil er 
Behinderte diskriminiere. Bei einer der 
nächsten Reden sagte er, daß er von Be- 
hinderten aufgefordert worden sei, die 
weniger dikriminierenden Begriffe 
,,deshabilitados“ oder ,,discapacita- 
dos“ zu benutzen, was er nunmehr 
auch tun wolle. 
Diese Geschichte ist zugleich auch ein 
Beispiel dafür, wie nach Einschätzung 
derO.R.D. auch die neue Regierung bei 
dem Versuch, Programme für Behin- 
derte zu entwickeln, zunächst mehr von 
paternalistischen und caritativen Vor- 
stellungen ausging. Durch den Einfluß 
der O.R.D. begann sie aber sehr 
schnell, die Behinderten selbsteinzube- 
ziehen und aufzufordern, ihre Interes- 

P rothesenwerkstatt 

sen selbst wahrzunehmen und umzu- 
setzen. Eine Aufforderung, dieübrigens 
ständiganalleTeilederG esellschaft er- 
geht und ein sehr offenes, von gemein- 
samer Diskussion geprägtes politi- 
sches Klima schafft, in dem sich viele 
Leute mit ihren Vorstellungen einbrin- 
gen können. 

Die Situation der Behin- 

derten anch der Revoiu- 

tion 

Die starke Identifizierung der Behinder- 
ten mit der FSLN und der sandinisti- 
schen Regierung hat ihre Gründe aller- 
dings nicht nur in derTatsache, daß vie- 
le ihrer Mitglieder ehemalige FSLN- 
Kämpfer sind, sie hat auch handfeste 
materielle Grundlagen. Nach dem Sieg 
der Revolution wurde erstmals in der 
Geschichte Nicaraguas überhaupt eine 
Politik möglich, die Behinderte einbe- 
zog und nicht wie vorher sich selbst 
überließ, der Familie überantwortete 
oder schlicht verhungern ließ. Sämtli- 
che Rehabilitationseinrichtungen, die 
wir sahen wurden erst nach 1979 in der 
Verantwortung des Gesundheitsmini- 
steriums gegründet, teilweise mit, teil- 
weise ohne staatliche Unterstützung. 
So Z.B. die Rehabilitationsklinik in Ma- 
nagua, die kurz nach der Revolution er- 
baut wurde. Da sie zunächst als Ambu- 
lanzhospital geplant war und nicht zur 
stationären Aufnahme, arbeiten die 180 
Angestellten in drangvoller Enge. Die 
Patienten, die nach der Erstbehandlung 
im jeweiligen örtlichen Krankenhaus für 

vier bis acht Monate aus ganz Nicara- 
gua hierher kommen, müssen in sparta- 
nisch eingerichteten Mehrbettzimmern 
leben. 
Neben Physiotherapie und psychologi- 
schen Hilfen werden sie hier medizi- 
nisch behandelt, u.a. von den beiden 
einzigen Fachärzten für Orthopädie, die 
es in ganz Nicaragua gibt. Durch den 
Krieg mit den Contras kommen ständig 
neue Behinderte hinzu und gleichzeitig 
fehlt es wegen der chronisch leeren 
Staatskassen oft am Notwendigsten: 
Medikamente, Urinale, Bettwäsche und 
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Julio Cortäzar 

Nachricht für Reisende 

Wenn alles herzlich und überschwenglich ist 
und in den Gesichtern Mittagslicht steht, 
wenn.in einem Wald von Waffen die Kinder spielen 
und das Leben jede Straße erobert, 

bist du nicht in Asunciön und nicht in Buenos Aires 
hast du dich nicht im Flughafen geirrt, 
heißt nicht Santiago das Reiseziel, 
seih Name ist anders als Montevideo, 

Wind der Freiheit war dein Pilot 
und der Kompaß des Volkes zeigte dir Norden, 
wie viele offene Arme erwarten dich, 
wie viele Frauen, wie viele Kinder und Männer, 

die endlich gemeinsam die Zukunft errichten, 
die endlich sie selber sind, 
während die lange Nacht der Gemeinheit 
verächtlich vergessen verschwindet. 

Du hast es aus der Luft gesehen, das ist Managua, 
aufrecht in den Ruinen, schön im öden Land, 
arm wie die kämpfenden Waffen, 
reich wie das Blut seiner Kinder. 

Du siehst schon, Reisender, die Tür steht dir offen, 
das ganze Land ist ein riesiges Haus. 
Nein, du hast dich nicht im Flughafen geirrt: 
komm einfach herein. In Nicaragua bist du. 
(1980) 

Handtücher fehlen, ausländische Un- 
terstützung gibt es kaum. Hin und wie- 
der kommen ein paar von ausländi- 
schen Behindertenorganisationen ge- 
spendete Rollstühle an. Aber iängst 
nicht jeder, der einen braucht, kann 
auch einen Rollstuhl bekommen, ganz 
abgesehen davon, daB es reiner Zufall 
wäre, wenn ein gespendeter Stuhl zu 
der jeweiligen Körpergröße und Behin- 
derungsart passen würde. 
Dennoch ist es Ziel der Klinik, daß jeder 
Behinderte bei der Entlassung einen 
Rollstuhl mit nach Hause nehmen kann, 
wenn er sich selbst keinen kaufen kann. 
Für europäische Verhältnisse ist die 
Versorgung in der Klinik völlig unzurei- 
chend — aber nicht einmal die hat es vor 
der Revolution gegeben. 
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Materiell wesentlich besser ausgestat- 
tet als die Klinik ist die gleich nebenan 
gelegene „Industria Ortoprotesica Er- 
asmo Paredes Herrera“, eine Prothe- 
senwerkstatt, die nach einem Abkom- 
men zwischen dem Internationalen 
Kommitee des Roten Kreuzes und dem 
nicaraguanischen Gesundheitsmini- 
sterium eingerichtet wurde und im Mai 
1986 die Produktion aufnahm. Fünf 
Fachleute des Internationalen Roten 
Kreuzes bilden hier Orthopädiefach- 
kräfte aus, die spä ter die Produktion 
und die weitere Ausbildung überneh- 
men sollen. Bei 13 Leuten war bei unse- 
rem Besuch die Ausbildung abgeschlos 
sen, sie sollen nun die Ausbildung wei- 
terer Kräfte übernehmen. 

Maschinen, Werkzeuge und aus dem 
Ausland importiertes Material werden 
vom Roten Kreuz geliefert, die im Inland 
benötigten Materialien vom Gesund- 
heitsministerium. Anfangs mußten 95% 
des Materials importiert werden, heute 
kommen bereits 80% der Rohstoffe aus 
dem Inland und es wird angestrebt, die- 
sen A nte i I noch weiter zu erhöhen. In ge- 
wissem Umfang wird allerdings das an 
industrieller Produktion arme Nicara- 
gua noch auf längere Sicht auf Importe 
angewiesen sein. 
In der Werkstatt wird uns auch eine ab- 
enteuerliche „Prothese“ gezeigt, die 
ein Behinderter in Heimarbeit aus allen 
möglichen Holzteilen, Nägeln und Pla- 
stikbechern selbst zusammengezim- 
mert hat, weil es einfach keine vernü nfti- 
gen Prothesen gab. 
Ebenfalls mit ausländischer Unterstüt- 
zung aufgebaut wurde das Centro de 
Rehabilitacion Gaspar Garcia Liviana 
am Stadtrand von Managua, das vor 
drei Jahren den Betreib aufnahm. Nach 
der ersten Akut-Behandlung im Kran- 
kenhaus und der Weiterbehandlung in 
der Reha-Klinik kommen die meisten 
zur weiteren Rehabilitation und Ausbil- 
dung hierher. Anfangs war an eine Beru- 
fausbildung gar nicht gedacht, aber der 
landesweite Mangel an Fachkräften 
und die Tatsache, daß Behinderte mit 
abgschlossener Ausbildung bessere 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben, 
führte sehr schnell zum Aufbau von 
Lehrwerkstätten. Heute werden in den 
verschiedenen Bereichen (Holz, Elek- 
trotechnik, Schneiderei etc.) 136 Reha- 
bilitandlNNenimAltervon15 bis25 Jah- 
ren ausgebildet. Die Ausbildung dauert 
mindestens 1 Jahr (Schneiderei) und 
höchstens 21/2 Jahre (Elektrotechnik), 
Je nach Vorkenntnissen und Ausbil- 
dungsstand der RehabilitandlNNen. 
Ebenso wie bei der Reha-Klinik kom- 
men die Behinderten hier aus ganz Ni- 
caragua und längst nicht alle Bewerbe- 
rinnen können angenommen werden. 
Es gibt eine Warteliste, von der vorran- 
gig dieje nigen Berücksichtigung fin- 
den, die zu Hause keinerlei Möglichkei- 
ten der Ausbildung haben. Neben vielen 
Kriegsbehinderten gibt es auch einige 
UnfalF und einige Polio-Behinderte. 
Das Zentrum versucht, mit seinen So- 
zialarbeitern auch Hilfe bei der Suche 
nach einem Arbeitsplatz zu leisten, was 
um so schwieriger wird, je weiter ent- 
fernt die Heimat der zu Rehabilitieren- 
den liegt. Daneben gibt es die Möglich- 
keit, sich z.B. als Radio- und Fernseh- 
technikerselbständigzu machen mit ei- 
nem Kredit der INSSBI (Institute Nicara- 
guense de Seguridad Social y Bienestar 
— Nicaraguanisches Institut für Soziale 
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Sicherheit und Wohlfahrt). Der wird für 
drei Jahre gewährt und ist danach lang- 

Wache im Reha-Zentrum. 

fristig rückzahlbar. Die gleiche Möglich- 
keit gibt es auch fü r Blinde, die ihre Aus- 
bil dung im Rehabilitationszentrum für 
Blinde „Carlos Fonseca Amador“ ab- 
geschlossen haben und danach z.B. als 
selbständige Hängematten knüpfer In 
ihre Heimatorte zurückkehren. 
Dieses Blindenzentrum ist eine der er- 
sten Einrichtungen, die nach der Revo- 
lution bereits im März 1980 gegründet 
wurde. Sie wird heute vom INSSBI ge- 
tragen. Neben der Ausbildung etwa In 
der Herstellung von Hängematten, Le- 
dertaschen oder Körben, Schreinerei 
und Gärtnerei, liegt der Schwerpunkt 
der Arbeit im Erlernen von Techniken 
der Alltagsbewältigung, Mobilitätstrai- 
ning, Erlernen von Punktschrift oder 
Schreibmaschine. Neben den 30 Inter- 
natsschülerlNNEn gibt es auch 15 Ex- 
terne, die morgens kommen und 
abends wieder nach Hause gehen. 

■iO 

Auch hier liegt ein Schwerpunkt bei der 
Vermittlung von Arbeitsstellen. 55% 

derjenigen, die die Einrichtung verlie- 
ßen, hatten nach Angaben der Leiterin, 
Frau Morales, einen Arbeitsplatz in so 
unterschieldichen Bereichen wie Che- 
mie und Pharmazie, Schneiderei, 
Druckerei, Bäckerei und Fabrikation 
medizinischer Geräte. Erst wenige ka- 
men zum Uni-Studium, ihr Anteil soll 
abersteigen. 
Zweimal In der Woche finden Vollver- 
sammlungen statt, um Informationen 
auszutauschen, aus der Zeitung vprzu- 
lesen, Probleme durchzusprechen und 
wichtige Entscheidungen zu fällen. 
Auch hier werden wir auf den allgegen- 
wärtigen Mangel aufmerksam gemacht: 
Es fehlt an Büchern in Punktschrift (die 
spärlich ausgestattete Bibliothek weist 
als Hauptwerk die Bibel auf). Papier — 
in ganz Nicaragua Mangelware — fehlt 
vor allem für die Punktschrift, weil hier- 
für besonders fester Karton benötigt 

wird. Die Punktschrift-Schreibmaschi- 
nen, vor allem aus der DDR gespendet, 
sind veraltet und vielfach defekt, fijr Re- 
paraturen fehlt das Know-how. Ein takti- 
ler Globus wird uns als besonderer 
Wunsch auf den Weg gegeben, und wir 
versprechen, uns darum zu kümmern. 
In der Blindenschule gibt es noch zwei 
weitere Besonderheiten: zum einen gibt 
es hier auch blinde und sehbehinderte 
Lehrer, während uns in anderen Einrich- 
tungen nur nichtbehinderte Fachkräfte 
begegnen. Zum anderen überwiegen 
hier nicht die Kriegsbehinderten, son- 
dern die von Geburt an Beh i nderten u nd 
die durch Krankheit erblindeten. 

Selbsthilfe der 

Behinderten 

Diese gleiche Situation finden wir auch 
beiderBlindenorganisationO.C.N.M.T, 
(Organizacion de Ciegos de Nicaragua 
„ Mariela T oledo“ ‘).Vondenderzeit356 
Mitgliedern sind fast die Hälfte durch 
Krankheit und ein Drittel von Geburt an 
blind, nur etwas mehr als ein Zehntel 
stellen die Kriegsblinden. Gegründet 
wurde die Organisation von Absolven- 
ten der Blindenschule Carlos Fonseca, 
um auch nach Abschluß der Reha-Maß- 
nahmen organisierte Unterstützung für 
Blinde bieten zu können und eine politi- 
sche Vertretung zu haben. So wird z.B. 
Material für Blinde besorgt, die selb- 
ständig oder in Heimarbeit produzieren 
und der Absatz der fertigen Produkte 
zentral organisiert. Die Alphabetisie- 
rung der Blinden, ihre Ausbildung in 
Punktschrift, die Verteilung von weißen 
Langstöcken und Mobilitätstraining für 
Blinde, die nicht im Carlos Fonseca- 
Zentrum waren, wird organisiert. Die 
Voraussetzungen für eine gesellschaft- 
liche Integration sollen so erst geschaf- 
fenwerden. Große Unterstützung erhält 
die 1981 gegründete Organisation vom 
Norwegischen Blindenverband. Den 
Kontakt hierzu hat Dr. Pilusch, ein Arzt 
aus der DDR, hergestellt, der sich als er- 
ster Ausländer vertieft mit der Situation 
der Blinden in Nicaragua beschäftigt 
hat. Die gesamte Büroeinrichtung wur- 
de aus der DDR und Norwegen gestiftet. 
Derzeit wird mit norwegischer Hilfe ein 
neues Verwaltungsgebäude in Mana- 
guagebaut. 2.000 Lehrbücher in Punkt- 
schrift kamen ebenfalls aus Norwegen, 
zwei Fachleute aus Kuba sollen dem- 
nächst mit der Alphabetisierungskam- 
pagne beginnen. 
Auf unsere Frage, ob er sich auch um 
Unterstützung ausderBRD bemüht, an- 
twortet Julio Cesar, derPräsident dasei 
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er doch gerade dabei, indem er mit uns 
rede, ob wir das noch nicht bemerkt hat- 
ten? Ein Schreiben an den Deutschen 
Biindenverbandin Bonn, dessen Adres- 
se er über internationale Organisatio- 
nen bekommen habe, sei monatelang 
unbeantwortet geblieben, das schließ- 
lich eingegangene Schreiben sehr all- 
gemein und unverbindlich. Wirverspre- 
chen, über unsere Kontakte hiereinmal 
nachzuhaken, denn auch hier gibt es 
noch viel zu tun. Es fehlen Cassettenre- 
corder und Cassetten, Gesellschafts- 
und Kartenspiele, Instrumente für eine 
geplante Musikgruppe und natürlich 
mal wieder vernünftiges Papier. 
Eine wesentliche Aufgabe, die die 
O.C.N.M.T. demnächst anpacken will, 
Ist eine landesweite Kampagne gegen 
Blindheit. 90<Vb der Nicaraguaner hat ei- 
ne mehr oder wen iger ausgeprägte Seh- 
behinderung, die ihre Ursache in Man- 
gelerscheinungen, insbesondere Vita- 
minmangel hat. Dies führt vielfach zur 
Blindheit, der hohe Anteil der durch 
Krankheit Erblindeten erklärt sich hier- 
durch. 
Über den von Julio behaupteten Vita- 
minmangle sind wir reichlich erstaunt, 
weil die Marktstände überall von Citrus- 
fruchten und Gemüse überqüellen. Ju- 
lio meint dennoch, die meisten würden 
sich falsch weil elnseitg mit Fleisch er- 
nähren. Hier Abhilfe zu schaffen ist ein 
wesentliches Ziel der geplanten Kam- 
pagne. 
Bei der Blindenorganisation kann man 
ebenso deutlich wie beiderO.R.D. spü- 
ren, daß die Revolution, die Gedanken 
von Freiheit und die Demokratie auch 
die Situation der vorher rechtlosen und 
völlig deklassierten Behinderten spür- 
bar geändert haben. Der Versuch, er- 
stmals Selbstorganisationen der Behin- 
derten aufzubauen, um am gesell- 
schaftlichen Prozeß aktiv teilnehmen zu 
können, kann gar nicht hoch genug ein- 
geschätztwerden, zumal die Schwierig- 
keiten dabei groß sind. Bisher fanden al- 
le zwei Monate Mitgliederversammlun- 
gen der O.C.N.M.T. statt, zu denen die 
Mitglieder aus allen Teilen Nicaraguas 
anreisten bzw. anzureisen versuchten, 
denn die Transportprobleme sind 
enorm. Das Eisenbahnnetz ist nicht der 
Rede wert, die Maschinen veraltet. Die 
Überlandbusse sind extrem überfüllt 
und daher von Behinderten kaum zu be- 
nutzen, einen eigenen PKW hat kaum 
ein Behinderter zur Verfügung. So wer- 
den künftig auch die Mitgliederver- 
sammlungen wohl nur noch zwei oder 
drei Mal im Jahr stattfinden können. 
Das Transportprobtem ist auch für die 
verschiedenen Regionalgruppen der 
O.R.D., von denen wir zwei in Leon und 
Esteli besuchen, ein wesentliches Hin- 

dernis beim Aufbau starker und hand- 
lungsfähiger Organisationen. „Wenn 
wir allein in unserer Region eine Ver- 
sammlung machen wollen, sind die 
companeros aus den Bergdörfern 
manchmal zwei Tage untenvegs", er- 
klärt uns Justo Pastor von derO.R.D. in 
Esteli. Ganz abgesehen davon, daß 
auch die Informationen so nur schwer 
weiterverbreitet werden können. 
So wird dann versucht, in jedem Dorf 
wenigstens eine verantwort liehe Per- 
son derO.R.D, zu benennen, über die— 
wenn möglich telefonisc h—Kontakt ge- 
halten werden kann. Sie hat zunächst 
erstmal die mühsame Aufgabe zu erfül- 
len, durch Besuche von Maus zu Haus 
die Behinderten aufzuspüren und die 
traditionelle Isolation aufzubrechen. 
Sehr vieie seien anfangs mißtrauisch 
gewesen, mittierweile sei die O.R.D. 
aber bekannter und bekomme auch Un- 
terstützung der örtlichen Verwaltungen, 
der FSLN und insbesondere der sandi- 
nistischen Jugend, in deren Räumen 
z.B. die O.R.D.-Gruppen in Leon und 
Masaya untergebracht sind. 
In allen O.R.D.-Gruppen, die wir besu- 
chen, beeindruckt uns, daß die Idee der 
Selbsthilfe nicht nur politisch weiterver- 
folgt, sondern auch praktisch umge- 
setzt wird. Überrall werden — meist mit 
ausländischer Unterstützung — Ar- 
beitsbereiche für Behinderte aufge- 
baut. Die O.R. D. Gruppe in Esteli möch- 
te gern eine Druckerei aufbauen, in der 
für private und öffentliche Stellen 
Druckaufträge durchgeführt und ein ei- 

genes O.R.D.'lnfoblatt herausgegeben 
werden kann. Gegenwärtig verfügt sie 
nur über einen einfachen Matritzen- 
drucker, eine Spende der DKP-Gruppe 
Bielfeld, womit Flugblätter, aber keine 
amtlichen Formulare gedruckt werden 
können. Eine richtige Druckmaschine, 
die aus dem Ausland importiert werden 
müßte, aber ist teuer, und die Gruppe 
hat erst ein paar hundert Dollar zusam- 
men. 
Ebenfalls in Esteli besuchen wir eine 
Schneiderei-Kooperative, die erste, die 
außerhalb Managuas gegründet wurde. 
Hier arbeiten sechs behinderte Männer 
und acht nichtbehinderte Frauen zu- 
sammen, nähen Röcke, Kleider, Hosen, 
Bettwäsche, die direkt in der Werkstatt 
verkauft werden. Die Stoffe werden 
über das Industrieministerium bezo- 
gen. Öennoch gibt es immer wieder 
Engpässe in der Versorgung, Knöpfe, 
Nadeln etc. sind Mangelware. Gleich- 
wohl ist die Kooperative mittlerweile fi- 
nanziell unabhängig. Sie konnte sogar 
ein Haus kaufen, in dem nun die Werk- 
statt untergebracht ist und zwei 
Kooperativen-Mitglieder wohnen. Alle 
wesentlichen Entscheidungen — wie 
z.B. der Hauskauf — werden gemein- 
sam getroffen, esgibt allerdings jeweils 
Verantwortliche für Finanzen, Verwal- 
tung, Einkauf etc. Kooperativen werden 
von der sandinistischen Regierung un- 
terstützt, hiervon profitieren auch die 
Behinderten Kooperativen. Die Direc- 
cion de Gestion Cooperativas führt 
Lehrgänge für Kooperativen-Mitglieder 
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durch, das Industrieministerium sorgt 
für die Materialien und das Ministerium 
für Binnenhandei teilweise für den Ab- 
satz. 
So läuft es z.B. auch bei der Schneide- 
rei-Kooperative in Managua, die zu- 
nächst von der O. R.D. aufgebaut wurde 
und seit 1986 als selbständige Koopera- 
tive registriert ist. Auch diese Gruppe ist 
finanziell (weitgehend) unabhängig, 
kann allerdings nur recht geringe Ge- 
hälter an ihre zwölf behinderten und 
sechs nichtbehinderten Mitarbeiterin- 
nen auszahlen. Die renovierungsbe- 
dürftige Werkstatt kann ebensowenig 
repariert werden wie die teilweise recht 
altersschwachen Nähmaschinen. 
Das nach wie vor wohl wichtigste Glied 
in der Kette der Selbsthilfeprojekte ist 
die Rollstuhl-Werkstatt der O.R.D. in 
Managua, im gleichen Gebäude unter- 
gebracht wiedieBüroräumederO.R.D. 
Derzeit arbeiten 15 Behinderte hier an 
der Herstellung eines Rollstuhl-Mo- 
dells, das in Berkeley/USA von einem 
Behinderten speziell für den Einsatz in 
der dritten Welt konstruiert wurde: ein- 
fach herzustellen, sparsam im Material 
und dennoch stabil u nd strapazierfähig. 
Ziel ist es, hiermit den Bedarf an Roll- 
stühlen für ganz Nicaragua zu decken 
und darüber hinaus irgendwann einmal 
in andere Länder Lateinamerikas zu ex- 
portieren. Bis dahin ist allerdings noch 
ein weiter Weg, von den geplanten 300 
Rollstühlen pro Jahr wurden seit Wie- 
deraufnahme der Produktion im De- 
zember 87 bis Ende Februar 1988 erst 
30 gebaut. Ein erster Anlauf mit Finan- 
zierung aus den USA war nach Ausblei- 

ben weiterer Mittel gescheitert.Der 
Schwedische Behindertenverband 
CHIA entschloß sich dann zu einer Pro- 
jektfinanzierung und stellte für die er- 
sten zwei Jahre 200.000 US Dollar zur 
Verfügung. 
Seit 1984 wurde geplant, aber erst im 
Januar 1987 stand das Projekt. Die 
C HIA sch ickte zwei Fachleute, d ie Koor- 
dination und Mangement zunächst 
übernehmen sollen. Im Dezember 87 
wurden dann die ersten Rollstühle pro- 
duziert. Das Material muß aus Schwe- 
den, Panama und Costa Rica importiert 
werden. Rahmen, Sitz- und Rückenbe- 
spannung sowie Vorderräder werden in 
derWerkstatt hergestellt, nurdie großen 
Speichenräder werden komplett aus 
Schweden importiert und in der Werk- 
statt lediglich montiert. Jeder Behinder- 
temuß seinen Rollstu hl selbst bezahlen, 
staatliche Zuschüsse sind sehr gering. 
Die O.R.D. kann Kredite geben und hin 
und wieder die Finanzierung in beson- 
deren Härtefällen auch ganz überneh- 
men, aber das sind große Ausnahmen. 

Es gibt viel zu tun 

Die Probleme der Behinderten in Nica- 
ragua sind die des gesamten Landes: 
Die große Armut und kriegsbedingte U n- 
terversorgung, Mangel an Fachkräften 
und organisatorischen Erfahrungen. 
Seit dem Sieg der Revolution wurde 
konsequent versucht, die Armut zu be- 
kämpfen, Strom und Wasserversor- 
gungauch in die Wohnviertel der Armen 
zu legen. Schulen, 250 Krankenhäuser, 
Ambulatorien und Gesundheitszentren 
wurden aufgebaut. Malaria und Polio 
sind praktisch ausgerottet. In einer gro- 

ßen Alphabetisierungskampagne wur- 
de bereits acht Mon ate nach der Revolu- 
tion die Rate der Analphabeten von 62% 
auf 12 % gesenkt. Aber mit dem Amts- 
antritt Präsident Reagans im Januar 
1981 ist das kleine Volk Nicaraguas 
ständiger politischer, militärischer und 
wirtschaftlicher Angriffe von Seiten der 
USA ausgesetzt. Da werden Lieferver- 
träge über Weizen nicht eingehalten, 
Handelsverbote erteilt und auch schon 
mal die Häfen Nicaraguas vermint. Vor 
allem aber wird seit 1981 von Honduras 
a US ein „ u ne rk lärter Krieg“ der USA ge- 
gen Nicaragua gefü hrt. Von der CIA mit 
Waffen versorgt, aus der US-Botschaft 
in Honduras politisch angeleitet und 
vom US-Kongreß mit Milliardenbeträ- 
gen unterstützt, ftjhren Teile der alten 
Guardia Nacional Somozas (die soge- 
nannten Contras) weiterhin Krieg gegen 
das sandinistische Nicaragua. Sie ha- 
ben eigene Lager in Honduras, von wo 
aus sie immer wieder auf nicaraguani- 
sches Gebiet vorstoBen. Dieser blutige 
Krieg und die ständige Verteidigungs- 
bereitschaft binden natürlich wirtschaft- 
liche Mittel und Arbeitskräfte, die beim 
Aufbau des Landes fehlen. Sogibtes je- 
den Tag Stromabschaltungen, die die 
Arbeit auch in der Rollstuhlwerkstatt, in 
den Schneidereikooperativen und in 
der Prothesenwerkstatt lahmlegen. Die 
Prothesen Werkstatt ist zudem angewie- 
sen auf Holzlieferungen aus den Kriegs- 
gebieten, die nur sehr sporadisch an- 
kommen. Die Minen der Contras eben- 
so wie ihre Terrorüberfälle auf Dörfer 
und Farmen in Grenznähe schaffen dar- 
überhinaus ständig neue Behinderte. 
Hinzu kommt gerade im Rehabilita- 
tionsbereich die Abhängigkeit vieler 
Projekte von ausländischer Förderung 
und die damit verbundene Gefahr, daB 
nach A u slaufen der U nterstü tzu ng auch 
das Projekt wieder eingeht. Sowohl die 
Rollstuhl- als auch die Prothesenwerk- 
statt sind bereits der zweite Anlauf die- 
ser Art, nachdem die Hilfe das erste Mal 
ausgelaufen war. Vor allem aber be- 
steht natürlich die Gefahr, daß durch 
diese ausländischen Hilfen genau die 
U nselbständigkeit der Behinderten wie- 
der importiert wird, die die O.R.D. ei- 
gentlich bekämpft — dies jedenfalls 
dann, wenn vor allem Reha-Zentren u.a. 
Sondereinrichtungen gefördert wer- 
den, statt Selbsthilfeprojekte Behinder- 
ter. Es ist die Aufgabe der O.R.D., aber 
auch der Behindertenbewegung in an- 
deren Ländern, hier gemeinsam füreine 
vernünftige Unterstützung zu sorgen, 
die den gemeinsamen Vorstellungen 
von einem selbstbestimmten Leben Be- 
hinderter entspricht. 

'll 
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Anschlag für den Kopf 

Seit Weihnachten '87 sitzen Ulla Pensa- 
lin und Ingrid Strobl in Hamburg bzw. 
München in Untersuchungshaft. Bei- 
den wird die Mitgliedschaft in einer,, ter- 
roristischen Vereinigung“ vorgeworfen 
(vgl. die randschau 1/88). Dieses Resul- 
tat und die Begleitumstände der bun- 
desweiten Fahndung des Bundeskrimi- 
nalamtes (BKA) hat viele Menschen 
überrascht und erschreckt, es hat aber 
anscheinend nicht dazu geführt, daB die 
kritische Öffentlichkeit den Kopf ein- 
zieht und den Mund hält. Jüngstes Pro- 
dukt der langsam wachsenden prakti- 
schen Solidarität mit den gefangenen 
Frauen ist sin umfangreiches Heft, das 
von Ulla Penselin und Ingrid Strobl aus- 
gesuchte Texte zu Gentechnologie, 
Frauenbewegung, Faschismus und Be- 
völkerungspolitik enthält — zu den The- 
men also, die das BKA für „anschlags- 
relevant" hält. Sicher nicht zuletzt, weil 
esslch bei den Inhaftierten um recht pro- 

mlnente Frauen handelt — Ingrid Strobl 
vorwiegend durch ihre Artikel in der 
,,Emma", Ulla Penselin durch ihre Re- 
et. 'len zu Bevölkerungspolitik und 
GentL 'hnologie — , löste ihre Verhaf- 
tung eine intensive Beschäftigung mit 
dem Inhalt ihrer Arbeiten aus. Allein das 
Lesen der in der Broschüre versammel- 
ten Aufsätze gibt Einblicke, vermittelt 
Zusammenhänge; Katja Leyrer formu- 
liert diese in einem einleitenden Beitrag: 
„Die heutigen Menschenzucht-Krite- 
rien der Gen-Forschung in der Tradition 
der NS'Vergangenheit. Die medizini- 
sche Indikation des derzeit gültigen 
Paragraphen 218 und die Vernichtung 
unwerten Lebens mittels Vorsorgeun- 
tersuchungen der schwangeren Frau- 
en. Die finanziellen Verflechtungen von 
Gen-Forschungs- und Atom-Mafia. Die 
Notwendigkeit der rassistischen und 
völkervernichtenden Entwicklungspo- 
litik für den Reichtum in den Industrie- 

staaten. Und die Ignoranz und Naivität 
einiger Strömungen der Frauenbewe- 
gung, die mittels Mutterschaft und Müt- 
terlichkeit Politik machen und beschwö- 
ren, daß Frauen die besseren Men- 
schen seien...“ Wer das Heft in die 
Hand nimmt, muß angesichts der brei- 
ten Themenpalette gewappnet sein, um 
nicht von der Flut der Fakten und Analy- 
sen ü berrollt zu werden, ein bißchen An- 
strengung, die Spaß macht, wird für die- 
sen ,,Anschlag für den Kopf“ verlangt. 

Neben Kommentaren und Einschätzun- 
gen zu Hintergründen und Auswirkun- 
gen des Vorgehens der Bundesanwalt- 
schaft gegen (vornehmlich) Frauen- 
gruppen, die sich mit Gentechnik oder 
Flüchtlingspolitik beschäftigen, neben 
Beiträgen zur Humangenetik und dem 
Aussondern von Krüppeln, der bundes- 
deutschen und internationalen Tradi- 
tion gezielter Bevölkeru ngspolitik sowie 
deren weltweiten Verflechtungen ste- 
hen Artikel zu Frauen Im Widerstand 
oder zur feministischen Theorie — ein- 
deutig auf der Seite der Frauen, aber mit 
kritischen Fragen: Was haben die unge- 
recht vergessenen „Trümmerfrauen“ 
i m Faschismus getan? Ging es ihnen er- 
st schlecht, als die Bomben fielen? Wie 
kann es dazu kommen, daß eine bei den 
Nazis als ,,Rassehygienikerin“ arbei- 
tende Wissenschaftlerin 1985 im Ham- 
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burger Frauenbildungszentrum mitar- 
beiten konnte? Was ist so faszinierend 
am den Biidern und Fotos mit schönen, 
kräftigen, siegreichen Frauen—gerade 
auch in Kalendern für und von Frauen? 
Nachzulesen sind erste Briefe von Ulla 
Penselin aus dem Knast, beein- 
druckend die Stellungnahme von Ingrid 
Strobl: ,,lm Fall des Beisitzers beim 
Volksgerichtshof, Hans-Joachim Reh- 
se, der mindestens 231Todesurteile un- 
terschrieben hat, beschloß der BGH 
1968: Als Mitglied eines Kolleglalge- 
rlchtes warder Angeklagte nach deiti 
auch damals geltenden Recht unab- 
hängig, gleichberechtigt, nur dem 
Gesetz unterworfen und seinem Ge- 
wissen verantwortlich. Rehse wurde 
daraufhin freigesprochen. Damit wur- 
de 23 Jahre nach der Stunde Null Freis- 
lers Mordmaschine zu einem unabhän- 
gig rechtsprechenden Gericht erklärt. 
Vom Bundesgerichtshof der Rechts- 
nachfolgerln des NS-Staates, der 
BRD. Dem Bundesgerichtshof wurde 
auch ich, am 20.12.87, in Handschellen, 
vorgeführt.(...) Die sogenannte Stunde 
Null hat es nie gegeben.(...) Im Septem- 
ber 1986 legten Neonazis im Keiier ei- 
nes von Ausländern bewohnten Hauses 
Feuer. Sie wollten die Brut ausräu- 
chern. I m März 1 988 wu rden zwei dieser 
Patrioten wegen Beihilfe zur schweren 
Brandstiftung zu 18 und 9 Monaten auf 
Bewährung verurteilt. Von der Bildung 
oder der Mitgliedschaft in einer terrori- 
stischen Vereinigung war nie die Re- 
de. Mitgliedschaft in einer terroristi- 
schen Vereinigung wird Ulla Penselin, 
mir und vier Leuten, die angeblich 
flüchtig sein sollen, vorgeworfen. Nicht 
weil wir beschuldigt werden, wir wollten 
ausländische Menschen bei lebendi- 
gem Leib verbrennen. Das wäre ja kein 
Terrorismus. Sondern — in meinem 
Fall — weil ich bei einem Anschlag auf 
das Hauptgebäude der Deutschen Luft- 
hansa beteiligt gewesen sein soll." Für 
diesen Vorwurf der Bundesanwalt- 
schaft liegt der,,Beweis" vor, das Ingrid 
Strobl einen Wecker gekauft hat, der bei 

Zwei geniale, verkrüppelte Filmema- 
cherinnen, die ebensolche Filme dre- 
hen, suchen Mäzenlnnen. Wir brau- 
chen Geld für unser neues, lustvolles 
Filmprojekt, dasdieeinenbeimBlickauf 
die Leinwand angstvoll erschauern, die 
anderen glückstrahlend-verkrüppelt 
das Kino verlassen macht. Alle Liebha- 

diesem Sprengstoffanschalg als Zün- 
der genutzt wurde. Weitere Einzelhei- 
ten zu den Vorwürfen in der gut 
SOseitigen Broschüre. Von den7,— DM 
Verkaufspreis gehen 4,— DM auf das 
Unterstützsrinnenkonto. Bestellungen 
an: Konkret Literatur-Verlag, Osterstr. 
124,2000 Hamburg 20: 
Anschlag—auf die Schere amGenund 
die Schere im Kopf. Hamburg, März 
1988 

Udo Sierck 

Schulische 

Integration 

in Norwegen 

- UND IHRE 
GESELLSCHAFTLICHEN HINTER- 
GRÜNDE von Andreas Habicht 

In der bunesdeutschen Diskussion über 
Integration von behinderten SchülerlN- 
NEn ist in den letzten Jahren immer wie- 
der auf ausländischen Beispiele hinge- 
wiesen worden. Die vorliegende Arbeit 
beschäftigt sich mit der Entwicklung in 
diesem Bereich in Norwegen, die bisher 
im Vergleich zu Dänemark, Schweden 
oder Italien kaum zur Kenntnis genom- 
men wurde. 
Integration wird dort nicht in erster Linie 
als ein Problem pädagogischer Konzep- 
te betrachtet. Schulische Integration 
kann nicht getrennt werden vom ge- 
samtgesellschaftlichen Kontext. In Nor- 
wegeri ist der Zusammenhang mit der 
allgemeinen Entwicklung zu mehr Teil- 

berlnnen, die auch für Super-8-Filme 
schwärmen, sind dazu aufger ufen, 
S penden auf folgendes Konto einzuzah- 
ien:Fuchs-Brucker Filmproduktion, 
Otto-Suhr-Allee72,1000 Berlin 10, Spk. 
Berlin West, BLZ 100 500 00, Kto.Nr. 
710214570. Genauere Informationen 
können unter der oben genannten 
Adresse eingeholt werden. 

habe und sozialen Chancen für Behin- 
derte zu beachten.,,Gerechtigkeit" und 
— auf den Schulbereich bezogen— die 
Forderung nach einer „Schule für alle" 
waren uns sind die wichtigsten Leitbeh- 
griffe in diesem Land bei derUmorien- 
tieru ng der Sozial Politik. Auch d ie Betei- 
ligung von Behinderten selbst und ihrer 
Organisationen an der Entwicklung darf 
nicht vergessen werden und wird auch 
in der Arbeit berücksichtigt — dies ist 
ansonsten ein weitgehend ausgeklam- 
mertes Thema. D ie Arbeit ist als,, Mate- 
riaimappe XXVIII/87" erschienen und 
erhältlich bei: AG SPAK, Kistlerstr. 1, 
8000 München 90. Ca. 40 Seiten (ver- 
kleinert) für DM 6,- incl. Porto und Ver- 
sand. 

Buch gegen 

Aussonderung 

Christel Rittmeyer „Bewegung gegen 
Ausgrenzung“ Die integrativen Psy- 
chiatrie- und Schulreformen Italiens 
Ab Mitte der 70er Jahre wurden in dar 
Bundesrepublik nicht nur Fachleute auf 
Veränderungen in der psychiatrischen 
Versorgung Italiens aufmerksam. Trotz 
immer zahlreicher werdender Einzel- 
beiträge wurden bislang in keinerVeröf- 
fentlichung die Reformen zusammen- 
fassend, von ihren Anfängen an darge- 
stellt und in ihren Grundlagen diskutiert. 
,,Bewegung gegen Ausgrenzung“ be- 
faßt sich zunächst mit den historischen 
Vorläufern (beginnend mit Conollys 
,,no-restraint-system") und Anfängen 
der italienischen Psychiatriereformen 
(1961 In Görz). Im Anschluß werden 
grundlegende Aspekte der Italieni- 
schen Psychiatriereformen dargestellt 
und diskutiert: Die Verminderung der In- 
sassenzahlen, die Kritiken tradtioneller 
Theorie und Therapie, die Forderung 
des neuen Psychiatriegesetzes von 
1978 nach Abschaffung psychiatrischer 
Kliniken und die Auswirkungen dieses 
Gesetzes sowie die Parallelen zu den 
Psychiatriereformen in den USA und 
Großbritannien. Ein zweiter und dritter 
Teil zeigt die Verbundenheit der Psy- 
chiatriereformen mit Reformen in ande- 
ren Bereichen (Der Arbeit von Milano- 
Comparetti und der integrativen Be- 
schulung) auf. 
Über die Autorin: Christel Rittmeyer, Dr. 
der Erziehungswissenschaften, Dipl.- 
Päd., ist Lehrerin an einer Sonderschu- 
le. 
1988. XII, 318.Seiten, Broschiert, DM 
58,— (3 89271 070 8), Deutscher Stu- 
dien Verlag, Weinheim. 

Ausblick Kultur 



Scene die randschau 

STERBEHILFE 

Behinderte behindern den 
Sterbehelfer 
„Behinderte inszenieren einen Tu- 
mult", ,,Behinderte schreien Atrott nie- 
der“, solches und ähnliches konnte 
frau/man am 24.3. dieses Jahres in fast 
allen bundesrepublikanischen Zeitun- 
gen unter der Rubrik, ,aus allerWelt' ‘ le- 
sen. Die Berichterstattung war im gro- 
ßen und ganzen recht krüppelfreund- 
lich. Die taz fiel allerdings mal wieder 
aus dem Rahmen,in ihrtauchtederVor- 
fail lediglich unter„Wäsfehlt?“ auf. Wie 
bereits In der letzten „randschau“ an- 
gekündigt, sollte die “rehab 88,, mit ei- 
ner Podiumsdiskussion zum Thema 
, .Aktive Sterbehilfe—Ende der Rehabi- 
litation?" eröffnet werden. Als medien- 
wirksames Zugpferd mit auf dem Podi- 
um: Hans-Henning Atrott, Präsident der 
,,Deutschen Gesellschaft für Humanes 
Sterben“ (DGHS), die durch den ,,Fall 
Daniela“ in letzter Zeit zu trauriger Be- 
rühmtheit gelangte. Vergleiche mit der 
Einladung Hacketals beim Gesund- 
heitstag In Kassel drängen sich auf... 
Auf dem bundesweiten Krüppeltreffen 
In Hankensbüttel vom 26.-28.2. 88 war 
beschlossen worden, Atrott auf jeden 
Fall am Reden zu hindern. Zum einen ist 
es blankerZynIsmus, jemanden wie ihn, 
der behindertem Leben seinen Wert ab- 
spricht auf einen Rehabilitationskon- 
greß einzuladen, und zum anderen hat 
er mehr als genug Gelegenheiten ge- 
habt, seine krüppelverachtende Sterbe- 
hilfe zu propagieren. Wir trafen uns am 
Abend des21. InFrankfurtumdle Aktion 
vorzubereiten und am nächsten Morgen 
um 10.00 Uhr ging es los. Als Atrott zu 
sprechen begann (er war der erste Red- 
ner) stellten wir uns — mit Umhängen 
bekleidet, die Aufschriften wie ,,leben- 
sunwert“, „Ballastexistenz“ etc. trugen 
— vor die Bühne. Zu den Klängen von 
, .Spiel m Ir das Lied vom Tod“ (war leider 
ein bißchen leise, kam aber sonst gut) 
bekamen wir alle einen Schluck aus der 
,,Giftflasche“, den jede/r aus einem Be- 
cher mit abgeknickten Strohhalm — al- 
so nach bester DGHS-Manier — 
schluckte. Und dann ,,starben“ wir. 
Dies alles berührte Herrn Atrott herzlich 
wenig, er hatte sich offensichtlich vorge- 
nommen, seine Rede durchzuziehen. 

komme was da wolle. Er verstummte er- 
st, . schon etlichevonunsauf derBüh- 
ne wa. ’>n und Franz Christoph ihm Ma- 
nuskript und Mikrophon entwendete. 
Franz verlaä seine zynische Erklärung 
,.Zyankali für alle“, und Horst Frehe er- 
klärte noch einmal den Sinn der Aktion. 
Dann war, wie von uns vorausgesehen, 
das Podium der Meinung, nun sei es ge- 
nugmitderKritlk,man woilenun wieder 
zur Tagesordnung übergehen entge- 
gen unserer Forderung: mit Atrott. Es 
folgte eine längere Diskussion, in deren 
Verlauf es zu Handgreiflichkeiten zwi- 
schen Franz und Atrott kam, da letzterer 
unbedingt noch eine Erklärung abge- 
ben wollte. Letztendlich konnten wir uns 
jedoch mit unserer Forderung, daß 
Atrott nicht reden sollte durchsetzen, 
und Atrott mußte gehen. Die Veranstal- 
tung wurde dann mit den Beiträgen der 

anderen Podiumsteilnehmer, die sich 
alle von derDGHS, ihren Theorien und 
Praktiken distanzieren, fortgesetzt. Wir 
blieben auf der Bühne, und einige Krüp- 
pel aus dem Publikum schlossen sich 
spontan an. Ansonsten war die Reak- 
tion des Publikums eher ablehnend. 

Zwar verließen nur wenige mit Atrott den 
Saal — wohl die, die seinetwegen ge- 
kommenwaren. Aber einige warfen uns 
,,undemokratisches“ Verhalten vor, 
man müsse auch Leute mit anderen 
Meinungen zu Wort kommen lassen, 
wer das nicht tue, hätte wohl die 
schlechteren Argumente. Unterstützt 
wurden wir jedoch von einigen Vertre- 
tern der Deutschen Gesellschaft fü r So- 
ziale Psychiatrie (DGSP). Die DGSP 
hatte bereits im Vorfeld die Veranstal- 
tung kritisiert und die Podiumstellneh- 
mer zur Ausladung Atrotts bzw. zum 
Boykott der Veranstaltung, falls er doch 
kommen sollte, aufgefordert. Der einzi- 
ge, der schließlich boykottierte, war der 
Vertreter der DGS P, der mit auf dem Po- 
dium hätte sitzen sollen. Einer der 
DGSP-Vertreter war es auch, der eine 
Resolution formulierte, die von den An- 
wesenden einstimmig angenommen 
wurde. Diese Resolution distanziert 
sich auf’s Schärfste von der 
Atrott'schen Sterbehilfe und fordert die 
Ministerien für Jugend, Frauen, Familie 
und Gesundheit sowie Inneres auf, un- 
verzü gl Ich etwas gegen das Trel ben der 
DGHS zu unternehmen und sichfürdas 
Verbot dieser Organisation einzuset- 
zen. (Die DGSP hat übrigens am 20.3. 
Strafanzeige gegen die DGHS und ih- 
ren Präsidenten Atrott gestellt, wegen 

„fortgesetzter Straftaten gegen das Le- 
ben, unterlassener Hilfeleistung und 
Gründung einer kriminellen Vereini- 
gung“). Zur Verabschiedung dieser Re- 
solution wäre es mit Sicherheit grenzen- 
der Wahrscheinlichkeit nicht gekom- 
men, wenn Atrott im Saal geblieben wä- 
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re. So kann die Aktion als voller Erfolg 
bezeictinet werden: wir haben unser 
Ziel, Atrott von der Bühne zu vertreiben, 
erreicht(ieidernurfürdieses Mal, für im- 
mer wäre es schöner gewesen...) und 
die gesamte Zuhörerschaft hat eine 
Anti-Atrott bzw. Anti-DGHS-Erklärung 
verabschiedet. Darüber hinaus brachte 
die Aktion einige Bewegung in die Dis- 
kussion des Themas in den Medien. In 
der gesamten mir bekannten Berichter- 
stattung gab es keinen Pro-Atrott- 
Artikel. 
So kann frau/man abschlieBend den uns 
gemachten ,,Vorwurf" der Radikalität 
nur als Kompliment werten und sagen 
„Weiter sol". 
Selbstbestimmtes Leben statt femdbe- 
stimmtem Tod! 

Swan^e Köbselt 

DGSP erstattet 

Strafanzeige 

(Aus Presserklärung der DGSP) 

Strafanzeige gegen die DGHS hat inzwi- 
schendieDeutsche Gesel Ischaft fü r So- 
ziale Psychiatrie (DGSP) bei der Staats- 
anwaltschaft in Augsburg erstattet. 
Bereits im Vorfeld der diesjährigen RE- 
HAB 88 hatte in einem Schreiben an alle 
Referenten des Kongresses die DGSP 
gefordert, Atrott als Teilnehmer der Er- 
öffnungsveranstaltung wieder auszula- 
den.'Buttenweich und wertfrei hatte der 
REHAB-Veranstalter Borgmann diese 
Veranstaltung unter das Motto „Aktive 
Sterbehilfe ^ Ende der Rehabilita- 
tion?“ gestellt. Ob nicht über die „gute 
Absicht hinaus“ in Sterbehilfe-Aktionen 
a la Atrott auch eine gefährliche Ten- 
denz liegen könne, wurde da gefragt, 
und konsequenterweise erwartete man 

-fö 

sich,, Denkanstöße zu diesem brisanten 
und schwierigen Thema“ von Zyankali 
Bote Atrott höchst persönlich. Pünktlich 
am Wochenende vor der REHAB-Eröff- 
nung publizierte Atrott seinen eigenen 
Beitrag zum Tagungsthema auf den er- 
sten drei Seiten der „BILD am Sonn- 
tag": „Das Todesinterview mit Cecilia 
K.“ titelte die Sonntagszeitung. Der 
DGHS-Präsident hatte es sich nicht 
nehmen lassen sich von seinem Opfer 
vor der Zyankali-Verabreichung eine 
Generalabsolution auf Videoband spre- 
chen zu lassen. Unkommentiert druckte 
das Blatt mit den großen Buchstaben 
Atrotts ,,Dokumentation". Auch diese 
Provokation konnte REHAB-Veranstal- 
ter Borgmann nicht umstimmen. Ob- 
woh I inzwischen die Staatsanwaltschaft 
Trierwegen Widersprüchen bei der letz- 

ten Tötung ermittelt, obwohl die Deut- 
sche Gesellschaft für Soziale Psychia- 
trie (DGSP) Atrott und seine Gesell- 
schaft wegen Verbrechen gegen das 
Leben, unterlassener Hilfeleistung und 
Gründung einer kriminellen Vereini- 
gung angezeigt hat bestand Borgmann 
auf Atrotts Auftritt. 
Auch das Publikum der Eröffnungsver- 
anstaltung schien durchaus geneigt, 
dem Präsident und seinen weitausho- 
lenden Ausführungen über das vor- 
nehmste aller Menschenrechte: „Das 
Recht auf den eigenen Tod“ zu laus- 
chen. Den Auftritt des Sterbehelfers 
doch noch zu verhindern blieb den Be- 
hinderten selbst überlassen (siehe 
oben). Die Demonstranten verlassen ei- 
ne Resolution und gaben das Mikro- 
phon erst wieder frei, als der DGHS- 
Präsident den Saal verlassen hatte. Mit 
fast einstündigerVerspätung konnte die 
Eröffnungsveranstaltung beginnen. Sie 

entwickelte sich zu einer eindrucksvol- 
len Denhonstration gegen die ,,Hoch- 
spezialisierte Tötungsorgan isation“ 
des Hans-Henning Atrott. Einstimmig 
verabschiedeten die600Teilnehmerei- 
ne Resolution an die Bundesminister 
Süßmuth und Engelhard. Sie äußern 
Besorgnis und Bestürzung über die Ak- 
tivitäten der DGHS. Knapp 50 Jahre 
nach den Euthanasie-Aktionen der Na- 
tionalsozialisten scheine sich ohne grö- 
ßeren Widerstand von Politikern, Ord- 
nungsbehörden und sonstigen Institu- 
tionen eine hochspezialisierte Organi- 
sation fü r die TÖtu ng,, lebensu nwerten " 
Lebens gebildet zu haben. In der Erklä- 
rung wird weiterhin festgestellt, die 
DGHS rühme sich jährlich 2000-3000 
Menschen mit einer Selbstmordanlei- 
tung und mindestens 5 Behinderte 
durch die Vergabe von Zyankali umge- 
bracht zu haben. Dagegen wolle Reha- 
bilitation Menschen die sich in einer kri- 
senhaften Situation befinden, zum Le- 
ben motivieren. Die DGHS aber wolle 
dafür sorgen, daß Selbstmordwünsche, 
die solche Krisen fast regelmäßig be- 
gleiten, zum ,,Letzten Willen“ würden. 
Wörtl ich heißt es in der Erkläre ng:,, Ver- 
hindern Sie die Tötung weiterer Men- 
schen in Lebenskrisen. Schaffen Sie 
weitere Hilfen die auch behindertes Le- 
ben als lebenswert sichern. Gehen Sie 
vor allem energisch gegen die DGHS 
und deren organisiertes und kommer- 
zialisiertes Tötungsgeschäft vor.“ Da- 
mit scheint nach 4 Jahren fast unkriti- 
sierter Tätigkeit der DGHS bei der Tö- 
tung Behinderter sich endlich eine Ge- 
genbewegung zu formieren. Die Behin- 
derten selber, aber auch zahlreiche Mit- 
arbeiter in der Rehabilitation sind aufge- 
wacht. Auch DGHS-Präsident Atrott 
scheint dies gemerkt zu haben: 5 Minu- 
ten vor Beginn einer Live-Sendung im 
Regional Programm des Südfunk-Fern- 
sehens verließ er fluchtartig das Studio. 
Angeblich hatte er nicht gewußt, daß 
DGSP-Geschäftsführer Lothar Evers 
die Gegenposition im geplanten Streit- 
gespräch einnehmen sollte. 
Atrott verlangte, daß er nicht mit, son- 
dern nur nach Evers auftreten werde. 
Ein Streitgespräch werde er nicht füh- 
ren. Die entnervten Fernsehmitarbeiter 
lenkten schließlich ein. Offensichtlich ist 
es der DGHS-Präsident von seinen 
Schausuiziden und deren Vermarktung 
in der Boulevardpresse gewöhnt, 
Hauptdarsteller, Drehbuchautor, Ka- 
meramann, Toningenieur und Voll- 
strecker in einer Person zu sein. Atrott 
verträgt keineKritikl Das mußte auch die 
DGSP nach ihrer Rückkehraus Karlsru- 
he feststellen. Atrott, der sich rühmt, in 
seinem Jahresetat allein 60.000,— DM 
für Rechtsstreitigkeiten zurückgestellt 
zu haben, hatte mobil gemacht. Binnen 
24 Stunden sollte dis DGSP folgende 
Behauptungen in ihrer Strafanzeige un- 
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terlassen: — „die DGHS habe kühl kal- 
kulierte, sensationslüsterne Schausui- 
zide inszeniert“ — ,,dei DGHS habeTo- 
desschwadrone eingesetzt“ — „die 
DGHS betreibe behindertenfeindiiche 
Propaganda“. 
Auch die Behauptung der DGSP, die 
DGHS betreibe ihre Tötungen gewerbs- 

mäßig und fortgesetzt, und sie habe in 
mehreren Fällen den Geschehensab- 
lauf des Suizids beherrscht, soll die 
DGSP widerrufen. „Es ist schon er- 
staunlich, wie vergeßlich und feige Herr 
Atrott und seine Gesellschaft auf einmal 
sind“, kommentiert DGSP-Geschäfts- 

führer Evers gelassen die von Atrott an- 
gedrohte Prozeßwelle. „Wenn wir damit 
auch nur ein Menschenleben vor Atrotts 
tödlichen Aktivitäten retten, hat sich der 
Einsatz gelohnt.“ 

Ein neues HEIMGESETZ 

Wie aus dem Begleitschreiben vom 
28.12.1987 hervorgehl, mit dem der 
Gesetzes(vor-)entwurf den beteiligten 
Verbänden zugeschickt' wurde, han- 
delt es sich im wesentlichen um den 
mit einigen Abänderungen versehenen 
1. Entwurf (Diskussionsentwurf zur 
Änderung des Heimgesetzes vom 
1, April 1985). Es gehl um die erste Ge- 
setzesänderung des seit dem 1.1.1975 
in Kraft befindlichen Heimgesetzes. 
Der Novellierungsentwurf aus dem 
Jahre 1985 ist wegen vielfältiger Wi- 
derstände bis heute nicht in den Bun- 
destag eingebracht worden. Im folgen- 
den einige Anmerkungen aufgrund ei- 
ner ersten Kenntnisnahme der überar- 
beiteten Fassung dieses Novellie- 
rungsgesetzes. 

/. Definitionen (§ I Heimgesetz) 
Durch eine Neufassung der Heimdefi- 
nition gelten künftig nur noch diejeni- 
gen Einrichtungen als Heime, die „in 
ihrem Bestand und Zweck von Wech- 
sel und Zahl ihrer Bewohner unabhän- 
gig sind”. Dadurch soll u.a. klarge- 
stellt werden, daß Alten-Wohngemcin- 
schaften nicht unter das Heimgesetz 
fallen, denn Wohngemeinschaften gel- 
ten als personengebunden, sind also 
„von Wechsel und Zahl” ihrer Mit- 
glieder abhängig und darum nicht als 
„Heim" zu betrachten. 

Verhältnis Entgelt — Leistungen 
(§§ 2 und 4) 
In der bisherigen gültigen Fassung des 
Heimgesetzes ist in § 2 als Gesetzes- 
zweck u.a. festgelegt, „zu verhin- 
dern, daß zwischen dem Entgelt und 
der Leistung der Einrichtung ein Miß- 
verhältnis besteht”. Dieser Passus soll 
gestriehen werden; stattdessen soll in 
§ 4 (Heimvertrag) als Absatz 3 neu 
aufgenommen werden: „Das Entgelt 
darf nicht in einem Mißverhältnis zur 
Leistung stehen". Die noch gültige Ge- 
setzesfassung unterwirft die Prüfung 
des Verhältnisses von Entgelt und Lei- 

stung der öffentlichen Heimaufsichl. 
Das wird jetzt geändert, indem das 
Verhältnis von Leistung und Gegenlei- 
stung dem zwischen Träger und Be- 
werber abzuschtießenden Heimver- 
trag überantwortet wird.' Damit dürfte 
die Prüfung der Verhältnismäßigkeit 
zwischen Entgelt und Leistung der 
Heimaufsicht entzogen sein; stattdes- 
sen sind die HeimbewohnerINNen auf 
den Zivilrechtsweg verwiesen, wenn 
sie überteuerte Zahlungen geltend ma- 
chen wollen. 

Darüber hinaus fragt sich, inwieweit 
die angestrebte Regelung nicht — zum 
Teil wenigstens - bereits im Privat- 
recht enthalten ist. Gemäß § 138 BGB 
sind solche Rechtsgeschäfte nichtig, 
bei denen sich „jemand unter Ausbeu- 
tung der Notlage, des Leichtsinns 
oder der Unerfahrenheit eines ande- 
ren" Vermögensvorteile verschafft, 
die im auffälligen Mißverhältnis zu der 
Leistung stehen”. Bereits jetzt gilt also 
für alle Bereiche des zivilen Vertrags- 
rechts, daß zwischen Leistung und Ge- 
genleistung kein gravierendes Mißver- 
hältnis bestehen darf. Ein Unterschied 
zur gewünschten Neufassung des 
Heimgesetzes besteht allerdings noch 
darin, daß das BGB ein „auffälliges" 
Mißverhältnis verlangt, während das 
Heimgesetz ein (einfaches) Mißver- 
hältnis ausreichen läßt. Wieweit dies 
in der Praxis von Relevanz ist, wird 
sich allerdings noch zeigen müssen. 

3. Personalschlüssel (% 3 Nr. 2) 
Einen Mindcstpersonalschlüssel, den 
bisher der Bundesfamilienminister per 
Verordnung festlegen sollte, wird es 
künftig nicht mehr geben. Die Be- 
gründung dafür lautet, daß ein starrer 
Personalschlüssel den unterschiedli- 
chen Bedingungen der verschiedenen 
Heime (bauliche und technische Aus- 
stattung), körperlicher und geistiger 
Zustand der BewohnerINNen, Qualifi- 
kation des Personals) nicht genügend 
Rechnung tragen würde. 

Die vom Gesetz vorgesehene Verord- 
nung des Bundesfamilienministers ist 
bisher nicht erlassen worden, well es 
Streit um den Personalschlüssel gab 
(für Pflegebedürftige 1:4 oder 1:5). 
Stattdessen gab cs Heim Verordnungen 
der Länder, die auch die Zahl der Be- 
schäftigten regeln. Hier ist noch zu 
prüfen, ob die Länder dieses Recht 
zur Festlegung eines Personalschlüs- 
sels behalten oder nicht. 
Von der Sache her erscheint es frag- 
lich, ob die Unterschiedlichkeit der 
Heime tatsächlich ausschlaggebend ist 
bzw. sein sollte für die behauptete 
Unmöglichkeit, einen sinnvollen Per- 
sonal - Mi ndestschl üssel festzulegen. 
Diese Festlegung diente bzw. dient so-' 
wohl den Interessen der Heimbewoh- 
nerINNen an einer ausreichenden Ver- 
sorgung als auch dem Schutz des 
Heimpersonals vor Überlastung. Sind 
die konkreten Arbeitsbedingungen in 
den Heimen tatsächlich so wenig ver- 
gleichbar, daß nicht einmal ein nicht 
zu unterschreitender „Mindeststan- 
dard" an personeller Ausstattung fest- 
gelegt werden kann? Muß es nicht 
nach wie vor im Interesse der Betroffe- 
nen liegen (HeimbewohnerINNen und 
Personal), einen bestimmten Personal- 
Schlüssel festzulegen, der zwar über-, 
aber nicht unterschritten werden darf? 
Der begründende Hinweis auf die un- 
terschiedliche Qualität des Pflegeper- 
sonals läßt sich im Übrigen leicht ent- 
kräften: Dieser Unterschied ist nicht 
durch Aufhebung des Pflegeschlüs- 
sels, sondern duch eine bundeseinheit- 
lich geregelte Ausbildung für (Alten-) 
und Pflegekräfte und die Festlegung 
einer bestimmten Verhältniszahl von 
Ausgcbildeten und Hilfspersonal auf- 
zuheben. 

4. Heimfiirsprecher (§ 5 Abs. 2) 
In den Fällen, in denen kein Heimbei- 
rat gebildet werden kann, ist künftig 
ein ehrenamtlicher Heimfürsprecher 
vorgesehen, der von der zuständigen 
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Behörde bestellt wird. Die Einrich- 
tung eines solchen Fürsprechers er- 
scheint sinnvoll, allerdings ist die be- 
hördliche, von oben herab erfolgende 
„Bestellung" charakteristisch. Eine 
Beteiligung von Organisationen der 
Betroffenen, Selbsthilfegruppen, 
Altenorganisationen (sei es von örtli- 
chen Seniorenbeiräten) etc. ist nicht 
vorgesehen. Auf diese Weise wird 
selbst die Interessenvertretung gegen- 
über der Obrigkeit noch obrigkeitlich 
geregelt. Angesichts der häufigen In- 
tcressenverquickung von Heimträgcrn 
und Aufsichtsbehörden besteht die Ge- 
fahr, daß der „ernannte” Fürsprecher 
weniger die Interessen der Betroffe- 
nen wahrnimmt als vielmehr die Ge- 
währ bietet, daß die Verwaltung der in 
den Heimen Untergebrachten unge- 
stört vonstatten geht. 

5. Kündigung f§ 4 a) 
Die bisher nicht im Heimgesetz gere- 
gelte Kündigung wird im Anklang an 
das zivilrechtliche Kündigungsrecht 
normiert. Das bewirkt eine Vereinheit- 
lichung gegenüber dem bisherigen Zu- 
stand, in dem die Kündigungsmöglich- 
keiten — nicht immer einheitlich - 
durch die Rechtsprechung festgelegi 
wurden. Gegenüber dem ersten Andc- 
rungsentwurf ist eine Verschlechte- 
rung der Rechtsposition der Heimbc- 
wohnerlNNen festzustellen. Setzte im 
ersten Entwurf eine Kündigung die Be 
Schaffung eines Ersatzh^implatzes 
voraus, so reicht jetzt der Nachweis ei- 
ner angemessenen anderweitigen Un 
terbringungsmöglichkeit aus. 

6. Entgelterhöhung f§ 4 b) 
Mit der prinzipiellen Verstärkung der 
privatrechllichen Ausgestaltung des 
Heimverhältnisscs (Heimvertrag. Kün- 
digung) wird auch die Entgelterhö- 
hung, die bisher im Heimgesetz nicht 
enthalten war, im Anklang an das 
Mietrecht geregelt. 

7. Schenkungen f§ J4) 
Bis Jetzt gilt für Beschäftigte in Hei- 
men (einschließlich der Leiter) ein un- 
eingeschränktes Schenkungs(Annah- 
mc)-Verbot. Künftig kann die zuständi- 
ge Behörde Ausnahmen gestatten (§ 14 
VI), ohne daß dafür Kriterien angege- 
ben werden. 

8. Fehlende Änderungen: 
Heimaufsicht und Mitwirkungen 
Zur Heimaufsicht findet keine Ände- 
rung statt; sic bleibt behördlich gere- 
gelt wie bisher. Die teils massive Kri- 
tik, daß es dabei durch personelle Ver- 
quickungen zwischen Heimträger- 
schaft und kommunaler Aufsichtsbe- 
hörde auch zu Intercssenverquickun- 
gen kommen würde bzw. könnte, ist 
im Ministerium offenbar auf taube Oh- 
ren gestoßen. 
Warum gibt es keine Überlegungen, 
ganz anders geartete Aufsichtsorgane 
zu schaffen, die durch ihre Struktur 
und Zusammensetzung derartige Inter- 
essenverquickungen von vornherein 
ausschlicßen und stattdessen institutio- 
nell garantieren würden, daß die ,.In- 
teressen und Bedürfnisse” der Heim- 
bcwohnerlNNen Maßstab der Auf- 
sicht sind? Das könnten Organe sein. 

die sich z.B. zusammensetzen aus Ver- 
tretern von HcimbewohnerlNNen. 
Heimpcrsonal. Selbsthi 1 feorganisaiio- 
nen und der Behörde. Bei der Jeweili- 
gen Heimkontrolle müßte nur ausge- 
schlossen werden, daß die betreffen- 
den Vertreter der Heimbcwohncr- 
INNcn und des Heimpcrsonals das 
eigene Heim kontrollieren. 
Die Mitwirkung hat dasselbe Schick- 
sal wie die Heimaufsicht: ein Ände- 
rungsbedarf wird nicht vorgesehen. 
Warum wird nicht — zumindest in den 
Bereichen, wo dies möglich und sinn- 
voll ist - ein Übergang von der Mit- 
wirkung zur Mitbestimmung vorgese- 
hen? Dafür hätten Vorschläge erwartet 
werden können, die sicherstellen, daß 
die Betroffenen ihr Leben in den Hei- 
men soweit möglich selbstbestimmt 
leben können, ohne die Selbständig- 
keit der Träger mehr als unvermeidbar 
zu berühren, Stattdessen bleibt es bei 
den bloß beratenden Formen der Mit- 
wirkung, ohne den Heimbewohner- 
INNen und ihren Beiräten Mittel und 
Mögl ichkeiten sei bstvcrantwortl icher 
Entscheidungen bei der Ausgestaltung 
des Heimlebcns zu geben. Nicht ein- 
mal eine so simple Selbstverständlich- 
keit wie die, daß die Kündigung eines 
Heimplatzes durch die Heimleitung 
der Zustimmung des Beirats bedarf, 
ist infolgedessen möglich. So scheint 
nach wie vor die möglichst reibungslo- 
se Verwaltung der Heimbewohner- 
INNen angesagt zu sein, an der diese 
teilhaben dürfen, aber keine Möglich- 
keit der Selbstverwaltung bekommen. 

Der neu geschaffene Posten des Heim- 
fürsprechers bildet nur scheinbar eine 
Ausnahme. Zum einen unterliegt er 
den Grenzen der Mitwirkung wie der 
Heimbeirat auch, zum anderen setzt 
seine Ernennung durch die zuständige 
Behörde die Tendenz des Heimgeset- 
zes zur obrigkeitlicher Verwaltung 
fort. Und daß durch die notwendige 
Änderung der Mitwirkungsverord- 
nung eine Erweiterung der Rechte der 
Betroffenen statt findet, ist nach den 
Maßstäben des Novellicrungscntwurfs 
nicht zu erwarten. 

KLEINANZEIGE 

Handgerät „Petri & Lehr" rechts (86er 
Golf D) 1 1/2 Jahre benutzt wegen Sy- 
stemwechsel zu verkaufen. Preis VHS. 
CI. Mol Io, Unter der Steige 7,6919 Bam- 
mental, Tel.: 06223-47352 o. 46508 
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Gesperrt wegen 

Ausschluß 

Zu einem Redebeitrag von Oskra Dan- 
ke, Hamburg, Heike Menzel, Berlin, und 
U Irika Meyer, Hamburg, alle nichtbehin- 
dert, im Rahmen der feministischen 
Fachtagung,.Mittäterschaft von Frauen 
— ein Konzept feministischer For- 
schungund Ausbildung“ an der TU Ber- 
lin vom 6.-10.4.88, Berlin, gehalten auf 
der Abschlußveranstaltung am Sonn- 
tag, den 10.4.88. 

KONTEXT 

Vor diesem Redebeitrag hatte eine Ak- 
tion stattgefunden, die wir im folgenden 
kurz dokumentieren, um den Zusam- 
menhang/Bezug nachvollziehbar zu 
machen. Wir haben alle Treppenauf- 
gänge zum Veranstaltungsraum mit 
Bausteliensicherungsband (das rot- 
weiße, ihr wißt schon) abgesperrt und 
Plakate mit der Aufschrift: Wegen Aus- 
schluß von behinderten Frauen und 
Lesben heute für alie Frauen GE- 
SPERRT! dazu gestellt. Viele Frauen 
waren zunächst irritiert. Wir machten 
den Veranstalterinnen den Vorschlag, 
doch so mit der ungewohnten Situation 
umzugehen, daß sie und dieTeilnehme- 
rinnen den ansonsten für Rollstuhlfah- 
rerin nen vorgesehenen (allerdings we- 
der erkennbaren noch ausgeschilder- 
ten stufenlosen) Sonderweg nehmen. 
Bei diesem Sonderweg kommt frau auf 
der Bü hne des Hö rsaals heraus.Erführt 
dazu um das ganze Gebäude herum. 
Viele Frauen haben jedoch nicht diesen 
SONDER-weg genommen, sondern 
sind unter den Absperrungsbändern 
hind urchgekrochen oder ü ber sie rü ber- 
geklettert, um in den Hörsaal zu gelan- 
gen, Bevor der,.eigentliche“, im Pro- 
gramm ausgedruckte Vortrag gehalten 
wurde, hatten wir Gelegenheit, unseren 
Beitrag ungestört zu halten: 

REDE 

Dieser Hürsaal war für euch für kurze 
Zeit nicht erreichbar, ihr ward ausge- 
sperrt, ausgeschiossen. Eine Aktion, 
um einmal symbolisch die Situation von 
behinderten Frauen auf dieser Tagung, 
von behinderten Frauen, die hier nicht 
vorgesehen waren und sind, aufzuzei- 

gen. t rkönnen nicht darauf vertrauen, 
daß unsere Hinweise und Fragen nach 
Erreichbarkeit für alle Frauen ernstge- 
nommen werden, wenn wir dieser For- 
derung nicht Nachdruck verleihen. Und 
wir wollen uns nicht vertrösten lassen 
darauf, daß diese Hinweise für folgende 
Tagungen aufgegriffen werden. Die 
,.Anregungen" wurden nämlich schon 
so häufig gegeben, und wurden und 
werden offensichtlich nicht berücksich- 
tigt. Ein Bestandteil des theoretischen 
Konzeptes der Mittäterschaft von Frau- 
en ist das der Gegenwartsbezogenheit 
und Eigenverantwortlichkeit von Frau- 
en, das Loslassen von Hoffnungen, die 
u nerträgliche Situationen erträglich ma- 
chen sollen. W i r hatten erwartet, daß d ie 
Frage nach Erreichbarkeit für alle Frau- 
en für diese Tagung ernstgenommen 
und umgesetzt wird. Wir wollen nicht da- 
bei stehenbleiben, vorwurfsvoll aufzu- 
zählen, daß der Info-Tisch, die Ausstel- 
lungen, die Kaffee-, EB- und Klönecke 
im sogenannten Lichthof, sowie dieser 
Hörsaal, zentraler Veran staltungsort, 
fürFrauen im Rollstuhl nicht ohne frem- 
de Hilfe erreichbar sind, daß keine Ge- 
bärdendolmetscherinnen vorgesehen 
sind, und daß die Ausschilderung für 
Veranstaltungsräume, wenn sie über- 
haupt erfolgte, auch nur Frauen vor- 
sieht, die Treppen gehen können. Kon- 
kreter Anlaß fü r die Aktion war die Tatsa- 
che, daß auf die Anregungen und Hin- 
weise, die wir im VerlaufedieserTagung 
gegeben haben, kein Handeln, keine 
Veränderungen folgten. Die Veranstal- 
terinnen haben nicht veröffentlicht, ob 
und wie dieser Hörsaal für Frauen im 
Rollstuhl erreichbar ist. So bleibt es bei 
den sogenannten Betroffenen, nämlich 
den Ausgeschlossenen, sich den Weg 
zu suchen. Die Verantwortung für Er- 
reichbarkeit wird getreu patriarchaler 
Herrschaftsmaxime den Ausgegrenz- 
ten zugeschoben. Die Veranstalterin- 
nen können sich darauf berufen, daß ja 
keine behinderten Frauen auf,, u nsere“ 
Tagung kommen. Das Thema wird indi- 
vidualisiert, die sogenannten Betroffe- 
nen ausgesondert bzw. eine Sonderbe- 
handlung für sie ins Auge gefaßt.,,Be- 
stenfalls“ wird die Verantwortung noch 
an den Hausmeister und Architekten 

delegiert. Der Ort beim Mann? Der Ort 
beim Hausmeister? Der Ort fürdie Frau- 
en, die scheinbar wohl doch nicht so zu 
uns gehören? 
Unsere kollektive Verantwortung ist es, 
prinzipiell zu ermöglichen, daß behin- 
derte Frauen und Lesben zu jeder Zeit 
Frauen- und andere Räume ohne zu- 
sätzliche fremde Hilfe erreichen kön- 
nen. Wir alsnichtbehinderteFrauen und 
Lesben haben die Aktion gemacht und 
diesen Redebeitrag erarbeitet, um eben 
nicht in den Strukturen der bewußtlosen 
Mittäterschaft zu verharren, und um 
euch zu irritieren. Tief zu irritieren, um 
mit Tinas Worten zu sprechen, ,,um die 
verordnete Verschlafenheit zu unter- 
brechen“. Die Benutzung des Begriffs 
,,Betroffene“ muß problematisiert wer- 
den, da er in diesem Fall patriarchali- 
scher Täuschung dient. Wenn der Be- 
griff Betroffenheit hier benutzt wird, 
schiebt er den angeblich Betroffenen, 
naämlich den Ausgeschlossenen die 
Verantwortlichkeit für ihren Ausschluß 
zu und befreit dis Veranstalterinnen und 
Te i Ineh merinnen d amit von dem schwe- 
ren Begriff der Mittäterschaft, der,,ih- 
nen individuell auf die Seele“ fallen 
könnte. Betroffenheit ist ja eins der Po- 
stulate feministischer Frauenfor- 
schung. In diesem Fall wird die „Betrof- 
fenheit" aber nicht angenommen und 
vor allen Dingen auch nicht analysiert 
und reflektiert. Es wird ÜBER behinder- 
te Frauen geforscht, sie werden als Ver- 
größerungsglas für die Verdeutlichung 
der Lage aOer Frauen benutzt. Diese 
Forschung wird aber nicht als For- 
schung für Befreiung eingesetzt, son- 
dern die Frauen werden zu Forschung- 
sobjekten gemacht, und als solche sind 
sie auf unseren Tagungen nicht vorge- 
sehen und willkommen. Es ist uns auch 
wichtig abschließend darauf hinzuwei- 
sen, daß Frauen, die auf Ausgrenzung 
hinweisen, sie bewußt machen, selbst 
wieder ausgegrenzt, als Störenfriedin- 
nen diffamiert und abgelehnt werden. 
Wir werden hier jetzt dieses Thema 
nicht mit euch diskutieren, aber wir for- 
dern euch auf, euere Mittäterschaft in 
bezug auf Ausgrenzung in eueren Zu- 
sammenhängen zu problematisieren 
und zu verändern. 



dim randsthau Arbeit für Behinderte 

Axbeil fürBehinderte 

Der erste Protestschrei kam von der 
Landesarbeitsgemeinschaft der Werks- 
stätten für Behinderte in Hessen. Doch 
schon bald folgten alle anderen Träger 
von beruflichen Ausbiidungs- und Ein- 
gliederungsmaßnahmen. Was zu- 
nächst nur ais Gerücht durch die sozial- 
politische Landschaft zog, ist GewiBheit 
geworden. Die Bundesanstalt für Arbeit 
(BA) kann der steigenden Antragszahl 
auf berufliche Bildung nicht mehr nach- 
kommen. Durch großzügige Program- 
me und Bewilligungen hatsie sich in den 
vergangenen Jahren verausgabt. Die 
Bundesregierung hatte sie quasi dazu 
auf gefordert, indem benachteiligten Ju- 
gendlichen Öffentlich immer wieder zur 
„Qual ifiz leru ngsoffensi ve‘ ‘ geraten 
wurde, nach dem Motto: „Wenn man 
nur will, dann kriegt man auch.." 
Die Benachteiligten foigten dem Mah- 
nen. Die Zahl der Eintritte in berufliche 
BildungsmaBnahmen stieg im Jahr 
1986 um fast 30% und 1987 nochmals 
um 12,5% auf nahezu 600.000 Neuein- 
tritte. In den ersten vier Monaten dieses 
Jahres war gegenüber dem Vergleichs- 
zeitraum des Vorjahres nochmals eine 
Steigerung um fast 10 Prozent zu ver- 
zeichnen. Der Haushalt der BA stieg je- 
doch nur um 3% auf heute 8 Milliarden 
DM. Bei einigen bisher besonders groß- 
zügigen Landesarbeitsämtern sogar 
nur um 0,5% (Hessen). Damit können 
nicht einmal die steigenden Personai- 
und Einrichtungskosten ausgegiichen 
werden. Es kommt dort also sogar zu 
weniger Ausgaben für die berufliche Bil- 
dung. 
Besonders betroffen sind die sogn. 
,,Lehrgänge zur Verbesserung der Ein- 
gliederung“ (LVE), die viele Sonder- 
schulabgängerlnnen durchliefen. Aber 
auch die Werkstätten für Behinderte 
sind im Eingangs- und Trainingsbereich 
getroffen. Viele Werkstätten sind in Er- 
wartung eines Abdrangbooms gerade 
In der letzten Zeit ausgebaut worden. 
Die zusätzlichen Kapazitäten stehen 
nun leer, müssen aber unterhalten wer- 
den. Da könnten wir uns als Werkstatt- 
gegner nun freuen, doch diese Freude 
wäre zynisch, denn die betroffenen Ju- 
gendlichen haben ja keine andere Alter- 
native als Beschäftigungslosigkeit. Die 
ersten Modell von Ausbildungsbeglei- 
tung bei normaler beruflicher Eingliede- 
rung sind ja genauso bedroht. 
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Auf die wilden Proteste hin hat der Bun- 
desarbeitsminister jetzt zwar nochmals 
180 Millionen bewilligt und 30 Millionen 
für Jugendliche, die ihren Hauptschul- 
abschluß nachmachen wollen. Doch da- 
rn it ist dem Bedarf au ch nicht Rechnu ng 
getragen. U m oh n e weiteren B u ndeszu- 
schuß auszukommen, wird nun eine Mit- 
telverlagerung zu Ungunsten von Um- 
schulungen und Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen im Ministerium überlegt. 
Geld muß her, denn auf die Unterstüt- 
zung gibt es nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz einen Rechtsanspruch. Ei- 
nige Träger gehen wegen dieses Recht- 
sanspruches jetzt dazu über, die ge- 
planten Programme einfach ü ber Kredi- 
te zu finanzieren, mit der Absicht, sich 

Behinderte und GRÜNE 

Vorbemerkung: Unter dieser Über- 
schrift erschienen die folgenden Anmer- 
kungen im Mitgliederlnnen-Rundbrief 
2/1966 der Hamburger Grün Alternati- 
ven Liste (GAL). 

An laß fü r diesen kurzen 
Beitrag war ein Dauerbrenner der Be- 
hindertenbewegung — das Treppen- 
problem: Die GAL sucht neue Büroräu- 
me, mietet Kellerräume mit Treppen 
und verschiedenen Ebenen an (behin- 
dertenfreundliche Umbaukosten: ca. 
100.000 DM) und nimmt diese Entschei- 
dung nach einer Diskussion im Landes- 
vorstand wieder zurück. Dasselbe Gre- 
mium beschließt in der nächsten Sit- 
zung bei Abwesenheit der intervenie- 
renden Behinderten, die Anmietung 
aufgrund drohender Ausfallkosten von 
ca. 10.000 DM doch durchzuziehen. Auf 
einer dritten Sitzung wurde dann end- 
gültig und in Anwesenheit von Behln- 

das Geld über den Regreßweg zurück- 
zuholen. Der BA bleibt letztlich nur der 
Weg, den Kreis der Anspruchsberech- 
tigten enger zu fassen. Das bedeutet, 
die persönlichen Voraussetzungen für 
den Rechtsanspruch werden aber- 
kannt, das Kriterium der ,,BEHINDE- 
RUNGS bedingten Notwendigkeit“ 
wird weniger oft zuerkannt, häufiger 
wird abgelehnt mit der vorgeschobenen 
Begründung, die angestrebte Maßnah- 
me erhöhe die beruflichen Chancen 
nicht. Wenn gar nichts mehr geht, wer- 
den einfach zum Zwecke der Verzöge- 
rung zusätzliche Untersuchungen und 
Beratungen für notwendig erachtet. 
Saubere Qualifizierungsoffensivei 
Lothar Sandfort 

derten beschlossen, sich auf die Suche 
nach behindertenfreundlichen neuen 
Büroräumen zu begeben. Dieses die 
Gemüter erhitzende (Alltags-)Problem 
bot die Gelegenheit, die oberflächliche 
Behindertenfreundlichkeit bei der GAL 
zum Thema zu machen. Eine notwendi- 
ge Auseinandersetzung, die bei der 
,,Haßliebe“ der Behindertenscene zu 
den GRÜNEN nicht im Verborgenen 
bleiben soll. 

■' Stellen wir uns vor: Es ist 
Wahlkampfzelt und die Kandidatinnen 
werden von der gut besuchten Mitglie- 
derversammlung gewählt. Es gibt die 
lange Auseinandersetzung um Parität 
und Wahrung der politischen Strö- 
mungsvielfalt. Als es um den letzten 
aussichtsreichen Listenplatz geht, mel- 
det sich ein Behinderter zu Wort u nd sei- 
nen Anspruch an. Aufgrund seiner 
Sprachschwierigkeiten versteht ihn im 
Saal kaum jemand; wenige Sätze wer- 

ALLES LÜGE!? 



Scene die randschau 

den vom Helfer übersetzt. Die Ver- 
sammlung findet ganz toll, daß der Be- 
hinderte geredet hat und wählt ihn auf 
den gewünschten Listenplatz. Niemand 
hatte nach politischen Positionen und 
Erfahrungen, nach bisherigen Arbeits- 
schwerpunkten und Zusammenhängen 
gefragt. Allein der Behlnderten-Bonus 
reichte zum Händeheben. Wem war be- 
wußt. daß man und frau sich so bequem 
um die Auseinandersetzung mit Behin- 
derung gedrückt und im Kern den Ge- 
wählten auf sein äußeres Anderssein re- 
duziert hat? 

 Stelien wir uns vor Es ist 
Landesvorstandssitzung, auf der Ta- 
gesordnung stehen Hatenstraße oder 
Elbverschmutzung. Die Konflikte sind 
da, inhaltliche Gegenpositionen wer- 
den hier und da schlagwortartig kom- 
mentiert: „Schwachsinnig!“, „blindes 
Vorgehen“, „Hirnrisslgl" oder „Blöd- 
sinnig“. Mit diesen Äußerungen soll ein 
Vorschlag oder eine anvisierte Hand- 
lung als absolut negative Entgleisung 
gebrandmarkt werden. Keine/r stolpert 
über diese eindeutig behindertenfeind- 
liche Sprache, über die sprachliche 
Gleichsetzung (wie war das noch mit 
dem Zusammenhang von Sprache und 
Bewußtsein?) von „Behinderung“ und 
„aus der Welt schaffen". Wieweit ist die 
(mild belächelte) ur-grüne Philosophie 
vom gesunden und nichtbehinderten 
Menschen in der intakten und heilen Na- 
turtatsächlich verbreitet— einem Ideal, 
das mit Behinderungen schwer in Ein- 
klang zu bringen ist? 

  Stellen wir uns vor; 
Die Demonstration gegen das Atom- 
kraftwerk hat den Platz zur Zwischen- 
kundgebung erreicht der Zug sammelt 
sich in der Nähe vom Lautsprecherwa- 
gen und lauscht mehr oder weniger de- 
sinteressiert den Beiträgen. Die erste 
Rednerin oder der zweite Sprecher be- 
gründen den gerechten Kampf: „Wir 
stehen hierauch für unsere Kinder! Sie 
soilen keinen mißgebildeten Nach- 
wuchs bekommen!“ Jawohl, Beifall 
brandet auf. Dem Behinderten auf der 
Demo wirdä mu Imig: Er steht als Elends- 
muster da. Drastisch ausgedrückt hätte 
es heißen müssen: „Paßt bloß auf, daß 
es nicht noch mehr Krüppel gibt wie ihr 
ihn dort seht.“ 
 . -Stellen wir uns vor: Die 

Friedensbewegung macht mobil gegen 
Nachrüstung und Atomraketen. Mit viel 
Engagement und Phantasie werden Ak- 
tionen durchgezogen, Flugblätter ver- 
teilt und Transparente gemalt Höhe- 
punkt dieses Wirkens gegen die un- 
menschlichen Kriegvorbereitungen: 
Ein großes Transparent mit einem 
Halbskelett anKrücken, viel belacht und 
beklatscht Ist über diesen seltsamen 
Humor nur der Kopf zu schütteln, so 

fragt sich, warum zur Überzeugungsar- 
beit gegen Kriegssch recken das H ilfsar- 
gument der Behinderung als Bedro- 
hung benötigt und genutzt wird. Lassen 
gigantische Untergangsperspektiven 
das gehütete Geheimnis der Abscheu 
vor Verkrüppelungen durcfibrechen- 
sozusagen als vergleichsweise kleine- 
res Übel, das vorstellbar und noch aus- 
zuhalten ist? 

■ ■ Stellen wir uns vor: Die 
Empörung bei der fiktiven Schlagzeile 
„Senat will 5 Quadratmeter für Hunde- 
zw, Vorschlägen“. Andererseits 
kann t. behinderter oder alter Mensch 
ineinem Heim mit täglich 33 bis41 Minu- 
ten Individueller Betreuung rechnen, 
die Engpässe an den Feiertagen und 
Wochenenden einmal unberücksichtigt 
gelassen. Die pflegeabhängigen Perso- 
nen mü ssen in einem Doppelzimmer mit 
9 qm Wohnraum auskommen, für Vier- 
bettzimmer gelten sogar 30 qm als aus- 
reichend. Trotz dieser katastrophalen 
und krankmachenden Situation ist Be- 
hindertenpolitik in der Tabelle der rele- 
vanten Politikfelder latent auf dem Ab- 
stiegsplatz. Und stellen wiruns vor: Eine 
bundesdeutsche Analyse über die Be- 
sucherinnen der humangenetischen 

Beratungsstellen belegt, daß insgesamt 
— und zugespitzt in den Monaten nach 
Tschernobyl—die Ratsuchenden über- 
wiegend aus den,,aufgeklärten“ Bevöl- 
kerungskreisen stammen, daß also die- 
jenigen, die aufgeschlossen behaup- 
ten, sie haben nichts gegen behinderte 
Menschen, zum großen Teil identisch 
sind mit denjenigen, die behinderten 
Nachwuchs vermeiden wollen und in ei- 
ner eugenischen Tradition stehen. Hier 
existiert auch ein Widerspruch zwi- 
schen etwa der Frauenbewegung (bzw. 
deren grünalternativen Standbein) und 
dem Selbstverständnis emanzipatori- 
scher Behinderteninitiativen. 

    ■ Konflikt- 
scheue, Gedanken- und Ahnungslosig- 
keit kennzeichnen den Umgang mit Be- 
hinderten und deren politischen Anlie- 
gen. Daß sich der Landesvorstand der 
GAL mit der banalsten aller Behinder- 
tenfragen, dem Treppenproblem, drei 
Sitzungen lang beschäftigte, läßt hof- 
fen: Ich erwarte viele Debatten zum The- 
ma. 

UdoSierck 
Übrigens: Nicht das da wer denkt, die 
Beispiele kämen aus einem schlechten 
Märchenbuch!! 

Alternative Ökonomie 

■nt l>lp«Wltnh*r 

\ 

•knlM ^ 

PiW 

(Hisg.) Arru Huber/RoH Schwerrdter 
DIE ÖMOBANK 

j. Wirtschaftsuntemehmen oder 
Glaubenegemernschaft? 

VBBä 

_FAAUEN(T)R^M, 
i^'MÄWNIgRRAUM | 

1^ ’ 

RM» Ftitiamc» 

ISSN 3-323 12&47-6 
148 Seiten 

M 80 - OM 18,- 

Noch bevor das alternative Geldinstitut 
gegeit den Widerstand der Genossen- 
schaftsbanken und Aufsichtsbehörden sei- 
rren Betrieb aufnehmen kann, hat es 
Geschichte. 
Obwohl sich das Projekt auch in den eige- 
nen Reihen viele Gegner geschaffen hat, 
läBt die Kontinuität und Intensität der 
Anstrengungen auf ein Gelingen der 
•eigenen Bank der Bewegung* hoffen. 
Immerhin sind die mindestens 6 Mio. DM 
gesammelt und ein dezentrales Netz von 
Pinanzierungsinjtialiven im Entstehen, das 
die Gegner eines •zentralistischen- Kon- 
zeptes in die Arbeit mit einbeziehen kann. 
Es geht um den Aufbau einer Infrastruktur 
für Finanzierung. Beratung und Unterstüt- 
zung von Ansätzen ökologischen und 
selbstvenwalteien Wirtschaftens. Die ftto- 
bank ist ein Baustein hierfür. 

(Hrsg.): Martina Racki 
PRAUEN(T)RAUM IM MÄNNERRAUM 

Selbstverwaltung aus Frauensichl 
ISBN 3-923 12&49-2 
ersch. Frühjahr 1988 

ca. 200 Seiten 
M 83 — ca. DM 20,- 

Vor mehr als 10 Jahren traten Frauen und 
Männer an, in selbstverwattelen Betrieben 
Arbeitsstrukturen zu verändern, wie sie die 
industriekapitalistische Gesellschaft her- 
vorgebracht hat. Einer der tragenden 
Ansprüche war hierbei die Aufhebung der 
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung; 
bezogen auf die kollektive Erwerbsarbert 
und — bei Projekten, in denen gemeinsam 
gearbeitet und gelebt wurde — auch bei 
der Hausarbeit. 
Dem, was bis heute verwirklicht wurde 
oder von dem Anspruch übrig geblieben 
ist. spürt dieses Buch nach. 
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Schwerbehinderte Säuglinge: Gesetzesvorschlag in Frankreich schlägt hohe Wellen 

Drei Tage Frist zum Sterben? 

Die Möglichkeit wird in der internationalen 
Fachpresse bereits seit einiger Zeit diskutiert, 
doch die Veröffentlichung eines Gesetzesvor- 
schlags zur Zulässigkeit der Tötung kranker 
oder schwer behinderter Säuglinge in Frank- 
reich stellt eine „neue Qualität“ der Auseinan- 
dersetzungen dar. Die Gesellschaft zur Verhin- 
derung behinderten Lebens ist — ihrem Namen 
entsprechend — kürzlich mit dem Vorschlag an 

die Öffentlichkeit getreten, unheilbar kranke 
oder behinderte Säuglinge bis zum Alter von 
drei Tagen bei Zustimmung beider Eiternteile 
gnd unter Vorlage zweier qualifizierter medizi- 
nischer Gutachten unversorgt sterben zu las- 
sen. Dem toten Kind wird dann bescheinigt: 
„nicht lebensfähig geboren“. Ziel dieser Bemü- 
hungen um eine gesetzliche Regelung ist die 
Verringerung der Anzahl „anomaler Kinder“. 

Sind Behinderungen aufgrund von Un- 
fällen im Arbeitslcben, im Verkehr und 
im Alltag schon nicht zu vermeiden, so 
sollte doch wenigstens, so die Argumen- 
tation, die Zahl „vermeidbarer“ behin- 
derter Kinder eingedämmt werden. 

Im Vordergrund steht dabei das - ober- 
flächlich betrachtet - human anmutende 
Bestreben, Leid zu mindern, Leben, das 
niemals „menschenwürdig“ sein könnte, 
zu beenden. Derart schwer behinderte 
Menschen, so heißt es in der Begrün- 
dung zum Gesetzes Vorschlag,'sind weit 
davon entfernt, ein glückliches Leben zu 
führen. Von Mord ist selbstverständlich 
nicht die Rede, sondern von Nichtver- 
sorgen - also passive Euthanasie. 

Namenlos in den Tod 

Man beruft sich dabei auf namhafte Bei- 
spiele aus der Geschichte, als nicht- oder 
anders geartet gewünschte Säuglinge 
ausgesetzt wurden - als seien nicht mit 
gutem Grund bestimmte zivilisatorische 
Fortschritte gemacht worden! 

Bis zum Alter von drei Tagen soll ein 
Säugling durch Versagen ärztlicher Hil- 
fe dem Tod überlassen werden können - 
so lange dauert in Frankreich die Frist 
zur Eintragung ins Geburtsregister zur 
Namensgebung - Indiz für den danach 
einsetzenden Prozeß der Personwer- 
dung. 
In der Begründung zum Regelungsvor- 
schlag wird neben dem Verweis auf die 
steigende Zahl von behinderten Men- 
schen abgestellt auf die unzureichenden 
Möglichkeiten der pränatalen Diagno- 
stik, der humangenetischen Beratungen 
und Untersuchungen und des Schwan- 
gerschaftsabbruchs. Gerade letzterer sei 
gekennzeichnet durch hohe Wider- 
sprüchlichkeit: 
Einerseits unzureichend, weil viele (gei- 
stige) Behinderungen erst während 
oder nach der Geburt entstehen, ande- 
rerseits zu weitreichend, weil - aus 
Angst vor einer möglichen Schädigung- 
viele Feten übereilt abgetrieben werden, 
die durchaus auch ohne Behinderung 
zur Welt kommen könnten; sie werden 
der „Sicherheit“ geopfert. 

Nicht zuletzt sollen Familien behinder- 
ter Menschen als Kronzeugen für die 
Notwendigkeit einer gesetzlichen Rege- 
lung des Kindermordes „Anomaler“ 
herhalten: Schwerste Belastungen des 
Familienlebens, der ehelichen Beziehun- 
gen, Ängste, Gewissenskonflikte - und 

dies verursacht durch einen bösartigen, 
gewalttätigen oder gar triebhaften (gei- 
stig) behinderten Angehörigen: Ein ge- 
radezu zynisches, menschenverachten- 
des Bild eines Prototyps von Familie 
und (geistig) behindertem Menschen 
wird hier beschworen! 

Eine klare Absage von 
Premier und Präsident 

Diese Unglaublichkeiten haben die Öf- 
fentlichkeit in Frankreich wachgerüt- 
telt, allen voran die französische Eltem- 
vereinigung behinderter Kinder UN- 
APEI (Union Nationale des Associati- 
ons de Parents d’Enfants Inadaptes): Sie 
hat in Veranstaltungen und Presseerklä- 
rungen den Gesetzesvorschlag und die 
dahinterstehende Einstellung gegenüber 
behinderten Menschen heftig zurückge- 
wiesen. 

In einem Interview mit UNAPEI distan- 
zierte sich Premierminister Chirac ent- 
schieden von solchen Tendenzen, be- 
kräftigte die uneingeschränkte Gleich- 
stellung behinderter Menschen in der 
französischen Gesellschaft und verlieh 

der aktiven Solidarität mit ihnen Aus- 
druck durch die Zusage weiterer Bemü- 
hungen um berufliche und gesellschaftli- 
che Eingliederung behinderter Mitbür- 
ger. 

Auch Präsident Mitterrand antwortete 
auf ein Protestschreiben der Vorsitzen- 
den der UNAPEI mit einer klaren Absa- 
ge an das hinter solchen Gesetzesvor- 
schlägen stehende Gedankengut. 
Es sieht so aus, als sei damit die Gefahr 
gebannt, daß in absehbarer Zeit ein sol- 
ches Gesetzeswerk in Kraft treten könn- 
te. Gebannt ist damit jedoch nicht die 
Gefahr, daß eine Mentalität Verbrei- 
tung findet, die eines Tages wieder bereit 
ist, die Legalisierung eines Verbrechens 
- Kindesmord - zu billigen. 
Die Diskussion muß also weitergeführt 
werden - auch bei uns - um zu verhin- 
dern, daß fundamentale ethische und 
grundgesetzliche Werte - Unantastbar- 
keit menschlichen Lebens, Menschen- 
würde und Persönlichkeitsrechte, unab- 
hängig von Art und Grad irgendwelcher 
Beeinträchtigungen - ins Wanken gera- 
ten. Wer kann sich das Recht anmaßen, 
über andere Menschen zu entscheiden, 
ob oder wann sie Person sind? Wann 
ihr Leben menschenwürdig ist oder 
nicht? 
Schwierig genug, daß Eltern, die ein be- 
hindertes Kind erwarten oder bekom- 
men, sich der Entscheidung stellen müs- 
sen, dieses Kind anzunehmen, solange 
die Gesellschaft nicht bereit ist, die Fa- 
milien angemessen dabei zu unterstüt- 
zen. Das Neue, das Ungeheuerliche an 
diesem Vorschlag ist, daß er genau in die 
Gegenrichtung zielt: Ausmerzung von 
Unbequemem, Schwierigem und zudem 
noch mit gesetzlicher Rückendeckung. 
Wer müßte sich da noch persönlich ver- 
antworten? Dr. Therese Neuer-Miebach 

Aus LEBENSHILFE ZEI- 
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APPELL 

Kein neues Sterilisationsge- 
setz in der Bundesrepublik 

Zur Neuregelung des Vormundschufts' und 
Pflegschaftsrechtes hat derBundesminisler der 
Justiz einen Diskussions^Entwurf eines Geset- 
zes über die Betreuung Volljähriger vorgelegt. 
Darin wird geplant, die Sterilisation geistig be- 
hinderter Mensch^ ohne deren Einwilligung 
zu legalisieren. 
Die MBetreuerInnen'" sollen ersatzweise in eine 
Stcrilisatio'n einwilligen können» wenn die be- 
treffende Person ,,einwilligungsunfähig“ ist» 
und durch die Sterilisation eine Schwanger- 
schaft vermieden wird» die sonst unter die Not- 
lagenregeJungdes § 218 afallcn würde. 
Eine Sterilisation würde damit möglich» 
— wenn eine Schwangerschaft zur Gefahr ei- 

ner schwerwiegenden Beeinträchtigung des 
körperlichen oder seelischen Gesundheits- 
zustandes der Schwangeren führen würde, 

— wenn die Geburt eines behinderten Kindes 
zu erwarten ist (Wobei angenommen wird, 
daß dies eine schwerwiegende Beeinträchti- 
gung der Mutter nach sich ziehen würde), 
oder 

— wenn die Mutter auf Grund ihrer Behinde- 
rung nicht in der Lage sein wird, ihr Kind 
aufzuziehen. 

ln erster Linie wären damit Frauen betroffen, 
allerdings nicht mehr minderjährige, wie in der 
heutigen Sterilisalionspraxis in der Bundesre- 
publik» sondern volljährige» da der Entwurf ei- 
ne Altersgrenze von 18 Jahren feslsetzt. Män- 
nerwären dann betroffen» wenn sie feste Part- 
nerschaften haben,da sichnur dann die Notla- 
genvermeidung ihrer Partnerinnen abschätzen 
läßt. 
Ausgeschlossen werden sollen Sterilisationen 
GEGEN den geäußerten Willen der Betroffe- 
nen. Damit ist aber keinesfails die Zwangssieri- 
lisation ausgeschlossen» denn auch Sterilisatio- 
nen ohne geäußerten Willen sind Zwangssteri- 
lisationen. 
Die Heranziehung des § 218 a zur Legalisierung 
von Sterilisationen ohne Einwilligung ver- 
kennt, daß die Situationen der Betroffenen 
überhaupt nicht veigleichbar sind. Beim 
Schwangerschaftsabbruch ist die Betroffene 
einverstanden» und die Ursache des Eingriffs, 
die Schwangerschaft» ist konkret gegeben. Bei 
der Sterilisation ohne Einwilligung wird nur 
vermutet, daß es zu einer Schwangerschaft 
kommen wird. 
Die Auseinandersetzung um die Legalisierung 
der Sterilisation »»nicht einwilligungsfähiger 
Personen“ kann unserer Ansicht nach nicht 
ohne Aufarbeitung und Kenntnis der histori- 
schen Zusammenhänge geführt werden. Die 
Gefahren geschichtsverkennender Debatten 
i m sozialen und gesundheitspolitischen Bereich 
liegen in vorschnellen technischen Lösungen, 
deren Gefährlichkeiten von ihren Verfechtern 
häufig gar nicht gesehen werden. 
Die SleriJisalion geistig behinderter Menschen, 
wie anderer Gruppen, wurde 1933 mit einem 
derersten Gesetze der Nationalsozialisten, dem 
»»Gesetz zur Verhütung erbkranken Nach- 
wuchses“» legalisiert. 
Natürlich sind die ideologischen Einbettungen 
des Gesetzes von damals und der Debatte von 
heule verschiedene. 
Die Nationalsozialisten konnten sich 1933 auf 
einen breiten» weit über ihre Anhängerschaft 
hinausgehenden ,»rassehygienischen Kon- 

sens“ stützen. Das Gesetz sollte die Vermeh- 
rung der als »»erbkrank“ diffamierten Men- 
schen verhindern. Der Kern des Gesetzes lag 
damit in der Bestimmung des »»Wertes des 
Menschen“ für die Volksgemeinschaft. 
Demgegenüber spielen eugenische und bevöl- 
kerungspolitische Argumentationsmuster in 
der heutigen Debatte (zumindest bisher) keine 
tragende Rolle. Fehlende Einsichtsfahigkeit 
sowie Unfähigkeit zur selbständigen und ange- 
messenen Kindererziehung sind die Hauptar- 
gumente der Befürworter einer .gesetzlichen 
Regelung der Sterilisation. 
Beängstigende Parallelen zur derzeitigen De- 
batte zeigen sich erst, wenn man die einzelnen 
Paragraphen und Ausführungsbestimmungen 
des Gesetzes von 1933 ansiehl: 
— Das Gesetz von 1933 umschreibt 9 klar be- 

nannte Diagnosegruppen» u.a. »»angebore- 
ner Schwachsinn“» »»Schizophrenie“ oder 
»»angeborene Fallsucht“. Die betroffene 
Personengruppe sollte damit eng beschrie- 
ben und fest Umrissen sein, 

— In der Durchführungsverordnung von 1933 
gibt es feste Scbulzbestimmungen bezüglich 
des Alters (Mindesalter 10 Jahre) sowie be- 
züglich des Gesundheitszustandes (Keine 
Sterilisation bei einem körperlichen Zu- 
salnd, der einen solchen Eingriff als risiko- 
haft erscheinen läßt). 

— Die Durchführungsbestimmung von 1933 
sieht fernervor, daß das Gesetz nicht durch- 
geführt werden soil, wenn der Betreffende 
in einer geschlossenen Anstalt dauernd ver- 
wahrt wird. ,,Fortpflanzungsfähige Er- 
bkranke“ sollten nach der Sterilisation ent- 
lassen oder zumindest beurlaubt werden. 

Die Entwicklung nach 1933 zeigt: 
— Der Anwendungsbereich des Gesetzes wur- 

de ständig ausgeweilet. BeispieJsweise wur- 
de durch die Diagnose »»moralischer 
Schwachsinn“ ein großer Teil der Men- 
schen in den Geltungsbereich des Gesetzes 
hineindefinierl» die sozial unangepaßt wa- 
ren und nach heutigen Begrif fskritierien un- 
ter »»Jernbehlndert“ fallen würden. 

— Schutzbestimmungen bezüglich der Alters- 
grenze und des Gesundheitszustandes der 
Betroffenen wurden in der Praxis immer 
mehr unterlaufen. (Die jüngsten» die zur 
Sterilisation angezeigt wurden» waren 2 
Jahre all. Über 1000 Todesfälle durch den 
Eingriff sind nachweisbar» insbesondere 
aufgrund des schlechten Allgemeinzustan- 
des der Betroffenen.) 

— Ein großer Teil der Betroffenen bestand aus 
Anstaltspatienten. Sie kamen auch nach der 
Sterilisation ausden Anstalten nicht heraus. 
Ab 1937 gingen die Fürsorgeverbände sogar 
dazu über, die Verwahrung Zwangsslerili- 
sierler absichtsvoll zu betreiben. 

Nach dem heutigen Forschungsstand steht 
auch fest, daß es nicht die »,Radau-Rassisten“ 
waren» die das bestehende Gesetz ständig aus- 
weiteten und die Schutzbehauplungen unterlie- 
fen. Es waren die gutachtenden Ärzte» die an- 
zeigenden AnstaltsdJrektoren und die am Erb- 
gesurtdheitsgericht sitzenden Richter. Das Ge- 
setz wurde dieser Praxis schrittweise angepaßt 
und durch vielfältige Bestimmungen von Jahr 
zu Jahr ausgeweitet. 
Auch in der heutigen Debatte spielen die Argu- 
mentationsfiguren: 
— Einschränkung auf einen eng bestimmten 

Kreis» 
— Altersschulzgrenze und 
— größere Freizügigkeit nach erfolgter Sterill- 

saiion, eine wesentliche Rolle. 
A US der Kenntnis derGeschichte wollen wir auf 
folgende Zusammenhänge hinweisen: Wer 

heule eine gesetzliche Regelung für die Sterili- 
sation einer ganz bestimmten kleinen Gruppe 
behinderter Menschen will, muß wissen» daß 
damit ein Instrumentarium geschaffen, das ei- 
ne Ausweitung und Ausdehnung auf weitere 
Menschengruppen vorprogrammiert. Je nach 
gesetzlichem Umfeld sind alle Diagnosebegrif- 
fe» wie beispielsweise »»Schwachsinn“ oder 
,,geistige Behinderung“» wie auch modernere» 
meist defektbezogene Zustandsbeschreibun- 
gen» wie »»nicht einwilligungsfähig“ oder „un- 
fähig zur Kindererziehung“, ausdehnbar und 
neu auslegbar. Ebenso können Indikalionsbe- 
griffe beliebig interpretiert werden» die sich auf 
die »»Zumutbarkeit“ einer Schwangerschaft 
beziehen» und über deren Anwendung nicht die 
Betroffenen, sondern DRITTE» entscheiden. 
Wer heule für die Legalisierung der Sterilisa- 
tion nicht zustimmungsfähiger behinderter 
Menschen eintrilt» muß wissen» daß auch 1933 
die Sterilisalionspraxis quasi rechtsstaatlich 
geiiandhaht wurde. Die Enlscheidungsgremien 
d amals kannten ebenfalls ein Antrags- und ein 
Widerspruchsrecht der Betroffenen. Gerade 
d urch diese Handhabung wurden die psycholo- 
gischen Schwellen herabgesetzt, dem massen- 
weisen Eingriff in die körperliche Unversehr- 
heil behinderter Menschen in einer breiten Öf- 
fentlichkeit zuzustimmen. 
Wer heute mit der Legalisierung der Sterilisa- 
tion geistig behinderter Menschen die Hoff- 
nung verknüpft» daß damit die Freizügigkeil 
der Betroffenen größer würde, muß wissen» 
daß in der Vergangenheit das Gegenteil einge- 
treten ist. Die Zwangssterilisation war der An- 
fang einer langen Kette von Herabwürdigun- 
gen» der stärkeren Asylierung und schließlich 
des Abtransportes in Tötungsanstalten der sog. 
.»Euthanasie“. Wer garantiert, daß Inder heu- 
tigen Gesellschaft, in der ein wachsendes 
Kosten-Nulzen-Denken im Sozial- und Ge- 
sundheitsbereich zu verzeichnen ist, nicht eine 
ähnliche Eskalation des Denkens und Han- 
delns gegenüber behinderten Menschen ein- 
tritt? 
Die Unterzeichnenden beziehen folgende Posi- 
tionen in der aktuellen Debatte zur Sterilisa- 
tion: 
1. Zur Würde und persönlichen In tegritätelnes 

Gehinderten Menschen gehört das Recht auf 
Unverletzlichkeit des Körpers. Eingriffe» 
die keine HeiJeingrif fe sind» wie z.B. die Ste- 
rilisation» dürfen nur mit seiner Zustim- 
m ung vorgenommen werden. 1st eine solche 
Zustimmung nicht möglich oder bestehen 
Zweifel an der Zustimmungsfähigkeit» so 
dürfen solche Eingriffe nicht vorgenommen 
werden. 

2. Sterilisation mit Einwilligung der Betroffe- 
nen sollten generell erst ab dem 25. Lebens- 
jahr durchgeführt werden dürfen. 

3. Die Sterilisation ohne Einwilligung ist ein 
Eingriff in die körperliche Integrität und 
kein Elternrecht. Sie muß weiterhin unter 
Strafe gestellt werden. 

4. Angesichts der herrschenden Rechlspraxis 
(schleppende Verfolgung von Sterilisatio- 
nen ohne Einwilligung) und der heutigen öf- 
fentlichen Debatte ist der Schutz geistig Be- 
hinderter vor einem Sterilisationseingriff 
gegen und ohne ihren Wißen gesetzlich zu 
garantieren. 

5. Ausreichende Voraussetzung für das Leben 
von behinderten Ellern mit Kindern sind zu 
scliaffen» etwa überschaubare Wohngrup- 
pen» ambulante Belreuungshilfen» Ellern- 
gruppen oder zeitweilige Pflegefamilien. 

6. Geistig behinderte Menschen haben wie 
Nicht-Behinderte das Recht» Kinder zu be- 
kommen. ln diesem Zusammenhang müs- 
sen das bestehende Vormundschaflsrecht 
und die Vorschläge des Bundesjustizmint- 
sters dringend geändert werden» da sie die 
Grundrechte behinderter Menschen ignorie- 
ren. 
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